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Dedaktion Geiststr. 21. Hor 2 Cr

Zum Stnuttgarter Gewerkſchaftskongreß.

Ein Jahrzwölft iſt vergangen ſeit Aufhebung des Knebel-
e das von 1878-1890 der deutſchen Arbeiterſchaft die
reie Bewegung und den Atem geraubt hatte. Selbſt der er

bittertſte Feind der Sozialdemokratie muß willig eingeſtehen,daß von ihr in dem auf das Ausnahmegeſetz folgenden Jahr

zwölft ein Stück Arbeit geleiſtet worden iſt, das jeden mit
Staunen erfüllen muß. Mit Staunen nicht nur über den un-
ermüdlichen Fleiß, die ſelbſtloſe Hingabe und den Opfermut,
ſondern auch über das Geſchick, mit dem einfache Arbeiter die

Probleme zur Löſung zu bringen verſtanden
aben.

Eine innigere Verſchmelzung von Jdealismus mit praktiſchſter
Realpolitik iſt nicht denkbar, als das deutſche klaſſenbewußte
Proletariat in den Jahren nach 1890 bethätigt hat: die Ge-
werkſchaftsOrganiſationen wurden unter den ſchwierigſten Verhältniſſen ausgebaut, obwohl jeder Schritt auf dieſem Wege

zu Zuſammenſtößen mit den Polizeigewalten und dem Unter-nehmertum führte. Der Ausbau der politiſchen Organiſationen

wurde dabei nicht vernachläſſigt. Die durch das Sozialiſten
geſetz bedingte Form der gewerkſchaftlichen Lokalorganiſationwich den leſtungefähigeren Zentraliſationen. Ein Zentral-

verband nach dem anderen wurde errichtet, und innerhalb der
Zentralverbände wurde mit geradezu ſtaunenswertem Geſchick
der Ausbau bis ins einzelnſte geregelt.

Wahrlich! Unſere bureaukratiſche Regierung könnte bei den
ſozialdemokratiſchen Arbeitern in die Lehre gehen, um zu lernen,
wie mit den einfachſten Mitteln und den n Koſten ſo
ſchwierige Fragen gelöſt werden, wie die
unterſtützung, die Einholung der Mitgliedbeiträge innerhalb
großer Organiſationen, die Abrechnung zwiſchen Filiale und
Zentrale, die Vertreibung der Verbandsorgane, die Vertretung
der Geſamtorganiſationen durch die einzelnen Gaue, die Ein
richtung örtlicher Verwaltungsſtellen u. ſ. w. u. ſ. w. Eine
Organiſation lernte bei dieſen Ausbauarbeiten von der anderen,
eine eiferte die andere an; neidlos ſtrebten alle gemeinſam zur
m Vollkommenheit.

as daneben noch an Arbeit geleiſtet worden iſt bei Er
richtung und Ausbau der örtlichen Gewerkſchaftskartelle, bei
Organiſierung der Wahlen zum Gewerbegerichte, zu denSei erwahlen für die Jnſtanzen der Verſicherungsgeſetze, bei

Errichtung örtlicher Gewerkſchaftshäuſer und Arbeiterſekretariate,
das ſei hier nur angedeutet. Kein Denkmal wird je die Namen
der proletariſchen Helden verewigen, welche dieſe eminent wich-
tige Kleinarbeit verrichtet haben, und doch iſt ihr Wirken für
die Kulturentwickelung ungleich wertvoller geweſen, als das
von Dutzenden ordensgeſchmückter Regierungs- und Geheim-
räte. Und einen Stillſtand in dieſer Bienenarbeit giebt es
nicht! Das Beſſere iſt des Guten Feind dieſe r ſchützt
die raſtlos vorwärtsſtrebende Arbeiterklaſſe vor jeder Stagna-

tion. Und ſo ſchwer es der Arbeiterklaſſe fallen muß, immer
und immer wieder Neues an Stelle des kaum geſchaffenen
Alten zu h ſo thut ſie es doch ohne Murren, ſobald ſie
einſieht, daß ſie dadurch dem Ganzen nützt.

egelung der Reiſe

Aller drei Jahre treten nun die gewerkſchaftlichen Zentral-
verbände zu einem allgemeinen deutſchen Gewerkſchaftskongreſſe
zuſammen. Der in Stuttgart abgehaltene war der vierte ſeiner
Art, und auch er hat, gleich ſeinen Vorgängern ein tüchtiges
Stück Arbeit hinter ſich gebracht. Daß die Reichsregierung
diesmal einen Vertreter aus dem Reichsamt des Jnnern ent-
ſendet hatte, der neben mehreren württembergiſchen Gewerbe
Aufſichts-Beamten und der Aſſiſtentin der Stuttgarter Gewerbe-
Jnſpektion den Verhandlungen beiwohnte, darf vielleicht als
Beweis dafür anzuſehen ſein, daß man in den Kreiſen der
Regierung die hohe Bedeutung der Arbeiterkongreſſe einzuſehen
beginnt. Vielleicht! Man wird ja ſehen.

Jrgend welchen Einfluß auf den Gang der Verhandlungen
hatte natürlich die Anweſenheit der Regierungsvertreter nicht.
Es iſt kein ſcharfes Wort mehr und keins weniger über die
Arbeitertrutz- Politik der Regierung geſagt werden, als auch
ohne die Anweſenheit der Herren geſagt worden wäre. Und an
S Worten dieſer Art konnte und durfte es natürlich nicht

ehlen.
Am meiſten befriedigt wurden die deutſchen Arbeiter, von

denen während der vorigen Woche Hunderttauſende in Ge-
danken bei ihrem Gewerkſchafts Parlamente weilten, durch die
Thatſache, daß der Gewerfkſchaftskongreß wiederholt und un-
e zum Ausdruck brachte, ein grundſätzlicher

nterſchied zwiſchen Sozialdemokratie und Ge-
werkſchaftsbewegung beſtehe nicht, könne nicht be-
ſtehen Sozialdemokratie und Gewerkſchafts-
bewegung ſei vielmehr eins. Dieſe Parole, die auch
von Bömelburg in ſeinem Schlußworte nachdrücklich wiederholt
wurde, hat alle die Nebel zerſtreut, die ſich in der letzten Zeitin den Reihen des kämpfenden Proſetariats einzuniſten ſuchten
und das Kampffeld zu überſchleiern drohten Die begeiſterte

Zuſtimmung, welche dieſe Parole bei dem Kongreſſe fand
nur eine verſchwindende Gruppe ſchien die Freude nicht zu
teilen mag allen den nationalſozialen und anderen Talmi-
freunden der Arbeiterklaſſe bewieſen haben, daß ihre Hoffnung,
es könne jemals gelingen, die Gewerſchaftsbewegung von der
Sozialdemokratie zu trennen, eitel Hirngeſpinſte ſind und bleiben
werden.

Ueber die einzelnen Beratungsgegenſtände und die zu ihnenefaßten Beſchlüſſe haben die in anſerem Blatte veröffentlichten

Berichte unſern Leſern Kenntnis gegeben. Das Schmerzens-
kind der Gewerkſchaften, die Hrane ehung der gewerblich thätigen
Frauen und Mädchen zur Organiſation, nahm einen ziemlich
breiten Raum bei der Beratung in Anſpruch. Nicht auf Be
ſeitigung der Frauen aus den gewerblichen Betrieben wurde
in erſter Linie hingedrängt, ſondern auf Durchführung desGrundſatzes, daß fur gleiche Leiſtung gleicher Lohn
gezahlt werden müſſe, damit die Frau nicht als Lohndrückerin
für den Mann benutzt werden kann. Iſt es doch beiſpiels
weiſe in der Tabakbranche eine bekannte Thatſache, daß die
Frau für genau dieſelbe Arbeit, für die ein Mann 5 oder 6 M.
erhält, nur 3.50 oder 4 M. bekommt, obwohl das erzeugte
Fabrikat natürlich genau zu demſelben Preiſe vom Unteruehmer
re wird, mag es eine Frau oder ein Mann hergeſtellt

aben.
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Bedeutſam war der Beſchluß auf Schaffung eines Zentral-
Arbeiterſekretariats in Berlin, dem Sitze des Reichs
verſicherungsamtes. Die in den einzelnen Orten geſchaffenen
Arbeiterſekretariate, deren es bereits 37 giebt, vermehren
ſich fortgeſetzt. Sie leiſten den um ihr Recht ringenden Arbeitern
eine gewaltige Hilfe. Die Frage, ob die Sekretariate allen
Arbeitern oder nur den organiſierten und ſolchen, die ſich nicht
organiſieren können, mit Rat und That zur Seite ſtehen
ſollen, wurde zwar nicht endgiltig entſchieden, doch ſprachen
ſich die meiſten Stimmen dafür aus, daß die Beſchränkung in
der Auskunfterteilung zweckmäßig und gerecht ſei. Wer als
Arbeiter die Pflicht, ſeiner Organiſation beizutreten, nicht er
füllt, habe auch kein Anrecht auf die durch die Organiſationen
mit Opfern geſchaffenen Einrichtungen.

Daß der Sitz der Generalkommiſſion von Hamburg
nach Berlin verlegt wurde, entſpricht nur einem längſt gehegten
Wunſche. War doch von Anfang an Hamburg als Zentralſitz
nur um deswillen gewählt worden, weil dort kein g 8 des
preußiſchen Vereinsgeſetzes hindernd in den Weg trat. Seit
das Verbindungsverbot auch für Preußen gefallen iſt, liegt
kein Grund vor, die gewerkſchaftliche Zentrale von der Reichs
hauptſtadt fernzuhalten, in der ihr für Förderung der gewerk-
ſchaftlichen Aufgaben noch weit mehr Hilfsmittel zu Gebote
ſtehen als in irgend einer andern Stadt des Reiches.

(Schluß folgt.)

Zum Zollkrieg.
Jn der Zollkommiſſion haben geſtern de hen

ihrem Aerger gründlich Luft gemacht. Man beriet die Poſition
444 der Vorlage (dichte Gewebe), für die ein Zoll von 180
reſp. 220 M. vorgeſehen iſt. Die Abgg. Müller-Fulba,
Förſter- Sachſen und MünchFerber beantragen Herab-
ſetzung des Zolles, nachdem die t auf Baumwollgarn
bereits herabgeſetzt worden ſeien. Unſere Parteigenoſſen be-
antragen Zollfreiheit. Graf Kanitz tritt für die Vorlage ein
und plaudert dabei die intereſſante Thatſache aus, daß im
Wirtſchaftlichen Ausſchuß, der bekanntlich geheim getagt
hat, eine Verſtändigung über Aufſtellung eines Doppel-
tarifs erfolgt ſei, die Regierung habe ihre Vorlage aber nichtſo geſtaltet. Die Regierungsvertreter waren dieſer Jndiekretion

gegenüber ziemlich ratlos. Graf Poſ a derte wurde herbei-
telephoniert, der dem Grafen Kanitz etwas den Text las. Nach
Schluß der Debatte nahm in großer Erregung das Wort

Abg. Schlumberger. Er erklärt, er ſei der Vertreter
der Geſamtweberei, nicht die Vertreter der Anträge auf Herab
ſetzung der Zölle, die Antragſteller vertreten nur ihre Anſichten
und Jntereſſen. Es wären Verſammlungen, z. B. in
Dresden einberufen worden, in der man den Jntereſſenten
vorgeſchwindelt habe, man verfechte die Jntereſſen der
Weberei. Hetzer ſeien diejenigen, die den dort gegebenen An-
regungen gefolgt ſeien. Der Vorſitzende unterbricht den Redner
und meint, er nähme nicht an, daß der Ausdruck „Hetzer“ ſich
auf Mitglieder der Kommiſſion beziehe. (Große Heiterkeit.)
Schlumberger behauptet weiter, die Zölle herabzuſetzen oder
zu beſeitigen, heiße die Arbeiter beſtehlen.

76 (Nachdr. verb.)Am die Freiheit.
Geſchichtlicher Roman aus dem Deutſchen Bauernkrieg 1525

von Robert Schweichel.

Hans Berle wußte dem Kanzler einen Ausweg aus ſeiner
Verlegenheit anzugeben. Nein, ändern konnte man den Acrtikel-
brief nicht: aber man konnte ihn auslegen. Und ſie ſetzten ſich
hin und verfaßten einen Nachtrag zu demſelben in acht Para-

raphen, welchen ſie „Deklaration der zwölf Artikel“ nannten.Darnagh ſollte die Abſtellung der meiſten Beſchwerden, die der

Artikelbrief ſofort verlangte, bis zur Reichsreform vertagt werden.
Andere erfuhren eine Einſchränkung. Am wichtigſten waren die
Zuſätze, wonach Zinſen, Gülten und Schulden bis zur Reichs-
reform weiter bezahlt und beſonders das zeige Beſitztum
von der weltlichen Obrigkeit jeder Gemeinde ſorglich geſchützt

werden ſener tEs koſtete Wendel Hipler die größten Anſtrengungen, um für
dieſe „Deklaration“ im Siebenerrat eine gen ehrheit zu
erhalten. Sie aber ſogleich vor den hellen Haufen zu bringen,
wagte man nicht. Hans Berle nahm ſie auf ſeiner Rückkehrnoch Heilbronn mit, um ihre Wirkung erſt bei einigen verbündeten

Gemeinden zu verſuchen.
So kam die Sache in Amorbach aus und fung wie ein

Funken in ein n Das Heer trat ohne die Hauptleute
u einer Gemeinde zuſammen. Jhre Wut traf hauptſächlichGö von Berlichingen. Er ſei ein Pfaffenfreund, erſcholl es

aus dem Tumulte, es thäte nit anders gut, als daß man ihn
durch die Spieße jage. Jhm, dex kein Raubneſt t ren laſſen
wolle, zum Trotze wurde beſchloſſen, die in der Nähe gelegenen
Schlöſſer Wildenberg und Limbach zu verbrennen, und es
ſtürmte auch gleich eine Schar zu dieſem Zwecke fort. DieOdenwälder ſchiugen vor, die Geſchütze zu nehmen, umzukehren

und alle Geiſtlichen auszuplündern. Andere drangen darauf,
diejenigen, die zu ber Deklaration geholfen hätten, tote h Zuerſt den Hans Verle, denn der iſt an
ld,“ ſchrien die Heilbronner. Andere verlangten, da

alle ärtiken, Herren und Junker, die nicht auf die zw
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ſchwören, erſchlagen würden. Hans Berle hatte Eugſt das
Lager reren Wendel Hipler war zufällig abweſend. Alsſie nicht gefunden wurden, erhob ſich das Geſchrei: „Götz!
ſrögt Ein wilder Haufen lief zu deſſen Herberge und plünderte
ie aus.

Götz war dem Grafen Georg von Wertheim entgegengeritten,
mit dem er ein Stelldichein verabredet, um die Bedingungen
ſeines Vertrages mit den Bauern feſtzuſtellen. Auf dem Rück-
wege kam ihm Hans Flux entgegen und warnte ihn. Er ritt

Wener- Die Flammen des Schloſſes Wildenberg erregten
eiten Zorn.
„Wer hat das befohlen fuhr er die Hauptleute an, und da

von ihnen niemand darum wußte, ſchalt er die Bauern aufs
heftigſte wegen ihrer Treuloſigkeit. „Er ſelbſt iſt treulos,“ ſcholl
es ihm mit funkelnden Augen entgegen. „Stecht ihn vom Gaul
herunter.“ Die Spieße fällten ſich gegen ihn. Mit Mühe gelang
es den Hauptleuten, ihn zu retten.

Von Stund an hatte er das Vertrauen der Bauern verloren,
a ſie überwachten ihn auf Schritt und Tritt, wie einen Ge
angenen.

Zehntes Kapitel.
Dicht geſchart umgaben die Bauern den Erzähler. Er war

ein alter Mann, weißes, langes Haar umflatterte das braune
Geſicht mit den tiefen Krähenfüßen an den Augen. Für ſeine
Jahre erſchien er ungewöhnlich kräftig und es zage ſich,
während er redete, daß er den Mund noch voll weißer Zähne
Wie mee T und W n o etteratte ihre urſprüngliche Far on ung ig ausgezogen.Ueber dem Rücken hing ihm ein Dudelſack. Er war Lerſelbe

Spielmann, der vor etlichen Monaten den Stiefſohn des KonzHart als Süirer gemietet hatte. Der Knabe war ihm ent
laufen. Der Atem der Freiheit, der durch die Welt wehte,hatte auch den Buben berührt. Er ſchämte ſich, daß er mithalf,
das Mitleid zu betrügen, indem er für einen Blinden bettelte,
der vortrefflich ſehen konnte. war zur Schwarzen Schar
gelaufen und trommelte luſtig dem Fähnlein Simon Neuffers
voran. Um den Spieß zu führen, war er noch nicht ſtark
genug.

Benz Frank, der Dudelſackpfeifer, war als Briefbote Würz
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burgs an das evangeliſche Heer des Odenwalds und Neckars
gekommen und hatte dasſelbe bei Miltenberg getroffen biswohin es inzwiſchen von Amorbach vorgerückt war. Die Stadt
Zu Arz hatte ſich empört und mahnte die Bauern zu eilendem
Zuzuge.

ie Aufforderung trug die Unterſchriften Hans Bermeter
und Georg Grünewald. Der erſtere war ein Vetter des Rats-
herrn Bermeter zu Rotenburg, ein n er Künſtler auf der
Pfeife und der Laute, als luſtiger elle und vortrefflicher
Sprecher bekannt und angeſehen. Georg Grünewaro, gewöhn-
lich Meiſter Till genannt, entſtammte ebenfalls einem alten
Hauſe und war ein geſchätzter Maler und Bildſchnitzer. Dieſe
beiden hatten, wie Benz Frank erzählte, die Revolution in der
Stadt erhoben und ſie waren nicht die einzigen Künſtler, die
in der großen ren mit Herz und Hand auf ſeiten der
Unterdrückten ſtanden. Aus ren Prengeggen waren die

aufgeſchlagen, ſo daß ſich der Biſchof Konrad von
Sunger en dem Marienberge kaum noch herunter in die
Stadt wagte.Der Srlelmann war weit im Lande Franken, deſſen Herzog

ſich der Biſchof von Würzburg nannte, umhergekommen, und,
wie er ſeinen Zuhörern zu berichten wußte, rall waren dieBauern und Bürger aufgeſtanden legten die Klöſter und Schlöſſer

nieder und wälzten, in einen furchtbaren Strom zuſammen
n. der ſich das e Auf nannte, ſeine empörten

ogen gegen die Biſcho n „Auf nach Würzburg!“, rief diechwarze Hofmännin und ſchüttelte drohend die d en Oſten.
je Bauern, die den Erzähler wiederholt mit ſtü hchen u

gen unterbrochen hatten, ſtimmten in den Ruf des unglüc-
lichen Weibes ein und ſich ſortp anzend durchbrauſte er das

Lager. en k nahm ſeinen Dudelſack her und ent-
ockte ihm einen Marſch in quiekenden, ſchnarrenden Tönen.

Dann fiel er in einen Tanz und alles drehte ſich, Bauern und
Dirnen, und ſprang und ſtampfte und ſtieß in den aufwirbelnden
Staub ſeine gellenden Jauchzer.

Götz von Berlichingen kam eben mit Wendel Hipler aus dem
Rate, wo das Schreiben aus Würzburg verleſen und
Götz nochmals vergebens auf ſeinen ren
gekommen war, dem Truchſeß von Wald rß im
entgegenzutreten. „Loſet, ſie toben als wie die
ſpr ich er zu ſeinem eiter, wie er das Lärmen verng
„Sie ſind nicht anders zu bändigen als mit der Schärf
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Darauf vlkect n Baudert, Schumkerger habe als

Vertreter des großinduſtriellen Ausbeutertums nicht die ge
ringſte Urſache, ſich als Freund der Arbeiter aufzuſpielen. Ex.
Redner, habe voriges Jahr ElſaßLothringen bereiſt, dabei
hätten ihm in den Hauptinduſtrien die Arbeiter Lohnzettel
vorgelegt, die Schand- und Schundlöhne kon-
ſtatierten. So ſtehe es um die beſtohlenen Arbeiter in
Elſaß-Lothringen, denen man erſt beſſere Löhne zahlen möge
Die Anträge der Sozialdemokraten liegen im Jntereſſe der
Arbeiter. Auch Grünberg wendet ſich gegen Schlum
berger. Redner freut ſich, daß man die Herren Förſter,
MünchFerber, die über die hohen Dividenden, überhaupt die
Praktiken in der Spinnerei Aufklärung gaben, jetzt mit als
Hetzer hingeſtellt habe.

Dann lieſt Brömel dem Schlumberger gehörig den Text
über ſein für Spezial Jntereſſen eintretendes Gebaren und
wirft ihm direkt vor, ſeine eigenen Jntereſſen hier zu ver-
treten. Der Vorſitzende rügt dieſe Ausdrücke. Auch Münch-
Ferber proteſtiert gegen das Auftreten Schlumbergers, der
nicht allein der Vertreter der Weberei ſei und kein Recht habe,
die in Dresden verſammelt geweſenen Herren Vertreter der
Weberei Schwindler und Hetzer zu nennen. Das ſeien Ehren-
männer. „Wir, die Antragſteller, vertreten keinen Verband
und kein Syndikat, wir ſtehen hier als Abgeordnete, die das
Allgemeinintereſſe wahrzunehmen haben.“ Förſter und Müller-
Fulda ſchließen ſich dem Proteſte an.

Jn der Abſtimmung werden alle Anträge ſowie auch die
Poſition 444 der Vorlage abgelehnt. Große Be-
wegung und Heiterkeit.) Der Vorſitzende erklärt, es ſei da-
durch eine Lücke im Entwurf entſtanden, die in der zweiten
Leſung hoffentlich (Brömel ruft: Mit Gottes Hilfe! Heiterkeit.)
ausgefüllt werde.

Die Poſitionen 445 bis 451 werden dann zum Teil nach
der Regierungsvorlage, zum Teil unter Herabſetzung der Zoll-
ſätze angenommen.

Tagesgeſchichte.
Halle, 27. Juni.

Sieben Monate Ueberlegung
hat die deutſche Reichsregierung gebraucht, um auf eine Eingabe
des Berliner Gewerkſchaftskartells zu antworten, in der ſie zur
Vornahme von einigen Maßregeln gegen die Arbeitsloſigkeit
gebeten wurde. Das Kartell hatte, um die optimiſtiſchen An
ſchauungen der Regierung über den nicht außerordentlichen Not-
ſtand zu korrigieren, die Ergebniſſe ſeiner Berliner Arbeits-
loſenzählung eingereicht und dabei gefordert, daß die Reichs-
regierung durch geſetzliche Verkürzung der Arbeitszeit, durch
Gewährung freien Koalitionsrechts (dabei war gegen den be-
kannten Erpreſſungserlaß des preußiſchen Juſtizminiſters pro-
teſtiert worden) und durch Zahlung von Beihilfe an die Ge-
werkſchaften die Arbeitsloſigkeit lindern ſolle.

Am 30. November 1901 wurde die Eingabe gemacht und am
14. März 1902 ergänzt; am 14. April 1902 war um Antwort
erſucht worden. Am 19. Juni endlich traf ſie ein. Und alſo
lautet ſie:

Der Reichskanzler.
Reichsamt des Jnnern. II. 2943.

Für die gefällige Mitteilung der auf die Arbeitsloſen-
Statiſtik bezüglichen Tabellen danke ich verbindlichſt. Wegendes in der Eingabe vom 14. März erwähnten Ge gert
des königlichen preußiſchen Herrn Juſtizminiſters, deſſen i
ſtenz dieſer übrigens in der Sitzung des Hauſes der Abgeordneten vom 17. Februar d. J. Ausbrucklich verneint hat, ſtelle
ich anheim, etwaige Vorſtellungen an den genannten Herrn
Miniſter zu richten.

Zur Gewährung von Geldbeihilfen an die Gewerkſchaften
ſtehen mir Mittel nicht zur Verfügung.

Jm Auftrage: Klotze.
Das iſt alles, was die Regierung der Sozialreform“ den

Arbeitern zu ſagen hat. Die Eiſeskälte des Schreibens ſagt
genug. Wir ſparen uns jeden Kommentar.

Zur Gemeindewahl-Taktik der reichs ländiſchen Sozial
demokratie.

Jn einem Artikel der Leipz. Volksztg., der einen reichs-
ländiſchen Parteigenoſſen zum Verfaſſer hat, finden wir eine
Erklärung dafür, weshalb unſere Genoſſen in Mülhauſen, um
den ſiegreichen Erfolg nicht in Frage zu ſtellen, das Bündnis
mit der bürgerlichen Demokratie ſchloſſen. Wogegen die Straß-
burger Parteigenoſſen ſich ohne Bedenken auf ihre eigene Kraft
verlaſſen konnten, weil für Straßburg ein von dem in
anderen Orten geltenden erheblich abweichender Wahlmodus
beſteht, der das ſelbſtändige Vorgehen unſerer Genoſſen leichtermöglichte. Wir geben hier die betreffenden Ausführungen

wieder.
Die Auffaſſung, daß man in reichsländiſchen Regierungs

kreiſen ein weiteres Vorſchreiten der Sozialdemokratie für außer

en Sge d Bezirksverwaltung, der vor
wariz en naten erfolgte. Jm allgemeinen geſchieht die Wahlder Mitglieder der Gemein Lage en e
Grund des Liſtenſyſtems: die größeren Städte werden nur
zur Erleichterung der Wahlhandlung in Stimmbezirke mit je
einem eigenen Wahllokal eingeteilt, im übrigen hat jeder Wähler
über die Geſammtzahl der zu wählenden Ratsmitglieder abzu
ſtimmen. (Für Gemeinden von mehr als 50000 Einwohnern
36, für Gemeinden von 30000 50000 Einwohnern 33, für
Gemeinden von 10000-—30 000 Einwohnern 27 uſw. nach
abwärts.)

Nach S 34 der Gemeindeordnung kann nun aber der Bezirks-präſident nach Anhörung des Vaneinderats durch einen im

Bezirksrate zu faſſenden Beſchluß die Gemeinde in Wahlbezirke
einteilen, wobei dann jeder Wahlbezirk die unter Berückſichtigung
der Bevölkerungsziffern feſtzuſetzende Zahl ſeiner Gemeinderats-
mitglieder für ſich wählt. Der Unterſchied zwiſchen den zwei
Methoden liegt auf der Hand. Jn der Stadt Mülhauſen z. B.,
wo die Arbeiterbevölkerung in den eites ouvrières (Arbeiter-
ſtädten) konzentriert wohnt, hätte man bei Einteilung der Stadt
in Wahlbezirke (Sektionen) die Sozialdemokratie ſchon 1891 nur
mit knapper Not vom Rathauſe fernhalten können, bei den
ſpäteren Wahlen von 1896 und 1899 wären ihr große Erfolge
ſicher geweſen. Regierung und herrſchende Klaſſe verſtanden ihr
Jntereſſe wohl und hüteten ſich, an dem aus franzöſiſcher Zeit
ſtammenden Lyſtenſyſtem zu tippen, und ſo konnte es geſchehen,
daß noch 1899 bei den Ergänzungswahlen zum Gemeinderat die
Sozialdemokratie hier keinen Sitz erlangte, trotzdem ihre Kan-
didatenliſte durchſchnittlich 4900 Stimmen (gegen 5300 für die
Gegner) auf ſich vereinigte.

Anders in Straßburg. Hier hatte die Regierung, im Jnter-
eſſe einer Vertretung des ſich nach der Annexion raſch bilden-
den altdeutſchen Beamtenviertels, die Stadt ſchon in den ſieb-
iger r in Wahlbezirke eingeteilt, was ihr den Einfluß
es bockbeinigen Proteſtlertums im Gemeindeweſen raſch brechen

half. Was aber ſeiner Zeit der altdeutſchen Minorität diente,
das diente beim Eingreifen der Sozialdemokratie auch dieſer.
Es ſind zwei Arbeiter- und Kleinkrämerviertel in der inneren
Stadt und der Vorort Ruprechtsau, welcher dank der Ein
teilung der Gemeinde in Wahlbezirke, ohne von den Beamten-
und Bourgeoisvierteln überſtimmt werden zu können, im
Jahre 1896 die erſten drei Sozialdemokraten in den Ge-
meinderat entſandten. Nachdem die Straßburger Ergänzungs-
wahlen im vorigen Jahre die aufſteigende Macht der ſozial-
demokratiſchen Bewegung, obgleich die Partei kein Mandatewann, geoffenbart hatten, Jaßte nun der ordnungspartei-

iche Gemeinderat der Landeshauptſtadt in ſeiner Angſt den
Beſchluß, den Bezirkspräſidenten um Wiedereinführung der
Liſtenwahl für die diesjährige Hauptwahl anzugehen; die
ſozialdemokratiſch votierenden Vororte und die Arbeiterquar-
tiere der inneren Stadt ſollten durch das Kaiſer- und Univer-
ſitätsviertel im Verein mit den Spießbürgerquartieren nieder
eſtimmt und der letzte Sozialdemokrat aus dem Rathaus enten werden. Allein der Bezirkspräſident lehnte den Angſt-

beſchluß ab.
Nach dem großartigen Erfolge, den unſere Genoſſen in

Straßburg am 15. und 22. Juni errungen haben, können ſie
einem Zurückgreifen der Regierung auf das Syſtem der all-
gemeinen Liſtenwahl mit Ruhe entgegenſehen; dieſes dürfte
nur dazu führen, daß zur Abwechſelung die Ordnungsbrüder
der groß bürgerlichen Stadtteile von den Stimmen der Arbeiter
quartiere majoriſiert werden. Jn Mülhauſen, wo die Sozialdemokratie zur größeren Sicherung des Erfolges und mit Nu

ſicht auf den noch zu großen Mangel an geeigneten Kräften
von wirtſchaftlich unabhängiger Exiſtenz im eigenen Lager, ſich
mit den auf radikal-demokratiſchem Boden e Elementen
des Bürgertums zur Führung des Wahlkampfes verband,wäre dies ſchon bei der diesjährigen Wahl eingetreten. Die

neun Parteiloſen, die en beim zweiten Wahlgang zur Kom-
plettierung der von An
nommen und an der Seite der ſozialdemokratiſchen und demo
kratiſchen Kandidaten gewählt wurden, verdanken dies einzig
ihrer anerkannten adminiſtrativen Befähigung. n den Vor-
ſtellungen des Spießbürgertums bilden ſie als letztes Viertel
des Mülhauſer Gemeinderats eine Art Sicherheitsventil gegendie Exploſionsgefahr, die in der demokratiſch ſogialiſthchen

Mehrheit ſchlummert.

Ein unglaublicher polizeilicher Mißgriff. Als die
21 jährige Jda Saß in Sie von ihrer Herrſchaft am
Sonnabend einkaufen geſchickt war, wurde ſie auf dem Straßen
bahnwagen von einem Kriminalbeamten angeſprochen und ſchließ-
lich gefragt, ob ſie unter Kontrolle ſtehe. Da die alſo An
geredete erſt ſeit Februar in Hannover iſt und daher die Lokal-
ausdrücke, namentlich die der Kriminalpolizei, nicht kannte, ſo
erſcheint es glaubhaft, wenn das Mädchen ſagt, es habe den
Ausdruck „Kontrolle“ nicht gekannt, und darauf dem Polizei

ang an unvollſtändigen Liſte mit über

v
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Wenn darunter die h wung verſtanden werde, ſo e es
ſagen, daß es gemeldet ſei. ne viel Federleſens mußte da
rauf das Mädchen mit dem Beamten der Polizei ausſteigen
und ihm zur nächſten Polizeiwache p en h, obwohl dasMädchen fortwährend geſagt heben will, daß es an der Oſter-

ſtraße Nr. 16 in t ſei! Nach etwa halbſtündiger
Wartezeit iſt dann der bekannte grüne Polizeiwagen vorge
fahren und die auf oben geſchilderte Art Jnhaftierte mußte in
Gemeinſchaft mit allerlei aufgegriffenem Geſindel darin Platz
nehmen und ſchließlich die volle Nacht hindurch in einer Zelle
mit Straßendirnen zuſammen zubringen. Erſt gegen 11 Uhrmorgens, nachdem ſie zum Verbor vorgeführt geweſen, und man

inzwiſchen Erkundigungen eingezogen haben wird, wurde die
Jnhaftierte entlaſſen. Auch 80 Pf., die ſie bei ſich führte,
wurden ihr abgenommen mit dem Bemerken, das ſei für Nacht-
quartier und Kaffee!

Ohne Entſchuldigung wegen des „Mißgriffs“ und mit fol-
endem Zettel verſehen erhielt ſodann das Mädchen ſeine Frei-heit wieder

Die p. Saß, welche geſtern abend 8/4 Uhr auf der Vahren-
walder Straße angetroffen wurde, gab auf Befragen an, daß
ſie hier unter Kontrolle ſtände; um dieſes feſtzuſtellen, iſt ſie
die Nacht über im Polizeigewahrſam inhaftiert geweſen. Solches
wird hiermit beſcheinigt. Wunning, Bezirksſchutzmann.

So etwas iſt ſelbſt in der ſkandalöſen Geſchichte polizeilicher
„Mißverſtändniſſe“ noch kaum dageweſen!

Erfolge. Wenn man auf irgend einen Zentrumsdemokraten
Hoffnungen ſetzte, dann war das der Redakteur Fusangel
in Bochum, der Anfang der neunziger Jahre einen mutigenKampf gegen die Schienenbaare gſühet Herr Fusangel er

warb ſich eine ſo Krfe Popularität, daß er 1893 mit großer
Mehrheit in den Reichstag geſandt wurde. Aber obwohl er
verſprochen hatte, in Berlin erſt recht gegen jede Korruption
aufzutreteten, hörte man nur wenig von ihm und das Wenige
war lahm und zaghaft. Nach kurzer Zeit wurde Fusangel
ganz ein ſtiller Mann. Er hat während der Tagung des
jetzigen Reichstages kaum einmal geſprochen, dafür aber bei
jeder Vorlage mit dem Gros des Zentrums geſtimmt, die
volksfeindliche Politik der katholiſchen Partei alſo mitgemacht.
Das, beſonders aber ſeine Unthätigkeit wird von ſeinen Fein-
den natürlich weidlich ausgenutzt. So hat vor kurzem das
Meſcheder Kreisblatt das folgende Flugblatt herausgegeben:

Erfolge
der neunjährigen parlamentariſchen Thätigkeit

e

Reichstagsabgeordneten Herrn Johannes Fusangel.

77 O.
Wir bitten höfl. unſere Leſer um Mitteilung alles deſſen, was

ſie noch zu dem oben Ausgerechneten hinzuzufügen baben, da
mit es der Nachwelt nicht verloren gehe.

Die Redaktion der „Meſcheder Zeitung“.
Die Addition ſtimmt, aber nicht nur für Fußangel allein. Es

ſitzen im Zentrum noch mehr ſolcher „Demokraten“, die nie den
Mund aufthun, dafür aber alle reaktionären Streiche der
Partei mitmachen. Vor allem der „Bergarbeiter“ Stötzel,
dem die Zentrumsarbeiter, aus denen das Gros ſeiner Wähler-
ſchaft beſteht, bei der nächſten Wahl die verdiente Niederlage
bereiten ſollten.

Polizeilich verboten wurde eine für den nächſten Sonntag
im Poſener Apollo-Theater anberaumte m Proteſt-
verſammlung gegen das neue Polengeſetz. Die Einkadungen
g. dieſer Verſammlung hatten zahlreiche polniſche Reichs und

andtagsabgeordnete erlaſſen. uch etwa 20 Geiſtliche aus
den Diözeſen PoſenGneſen und Kulm hatten die Einladung
mit unterzeichnet.

Ein Wohnungsgeſetz, das den Titel r „Wohnungs-
fürſorge für Minderbemittelte“ und deſſen Geltungsbereich ſich
hinab bis auf Gemeinden von 5000 Einwohnern erſtrecken ſoll,
iſt am Donnerstag einſtimmig von der u ſchen Kammer an
genommen worden. Das Geſetz ſieht ferner die S es
einer Wohnungsinſpektion, die nicht als Organ der Polizei
aufſicht ſondern der e agrerrß gedacht iſt, ſowie die
Förderung der Erbauung von Wohnungen für Minder-bemittelte vor. Wie von ten der Regierun e
wurde, ſoll es ein Verſuch ſein, die Schädigungen durch
Alkohol, Tuberkuloſe e. im Jntereſſe des Volkswohls zu ver
hüten und ſo der Allgemeinheit zu dienen.

Der alternde Stephan liebte es, um dem Reichstage nach
den in den letzten W für ihn immer unerquicklicher ge
wordenen PoſtetatsDebatten zu zeigen, was für ein eminenter
Mann er ſei, mit der Statiſtik der den des Poſtverkehrs
aufzuwarten. Als ob er etwas dafür konnte, daß die Ein
wohnerzahl wuchs und Handel und Wandel einen vermehrten
poſtaliſchen Verkehr bedingten! Nach Stephans Muſter han-
deln jetzt verſchiedene Zeitungen, die ſo thun, als ob an der

hat's geholfen, daß ich ihnen zu Amorbach wegen ihres Wort-
bruchs ins Gewiſſen geredet habe Haben ſie nicht auch hier in
Miltenberg wieder geplündert

„Leider, und obendarein meines eigenen Freundes, des
Friedrich Weigand Haus,“ gab Wendel Hipler mit einem
Seufzer zu. „Sie wiſſen nicht, wie viel er ſchon lange zur
Befreiung der armen Leute beigetragen hat. Offen hervor
getreten iſt er freilich nimmer, denn er iſt ein ſchwächlicher Mann
und beſitzt nicht die Gabe der Rede. Aber mit der Feder, die
in ſeiner Hand iſt wie ein flammend Schwert. Er iſt der klarſte
Verſtand und wenn einer, 8 iſt er's, der weiß, was dem Reich
not thut. Zahllos ſind die fliegenden Blätter, die er ſeit
Jahren hat ausgehen laſſen in das Volk, und ſie haben aller-
wärts entzündet. Weil er auf meine Bitte zu einer Beratung
nach Amorbach kam, vermeinten die Leute, daß er zu der De-
klaration mitgeholfen habe, und haben es ihn in ihrer Weiſe

entgelten laſſen e„Ja, in ihrer Le rief Götz bitter. „Und die Weiſe wird
fortdauern bis ans End'.“

hab' ein beſſer Vertrauen,“ erwiderte der Kanzler.
„Um der großen Aufgabe willen, zu der J uns Eure eiſerneFauſt geboten bie lafſet Euch durch die Gärung nicht irren.
er Großes will, darf das Unrecht, ſo ihm widerfährt, W

nach Quent und Lot abwägen. Jch kenne einen, deſſen Wahl-
ſpruch lautet: Keine Krone ohne Kreuzl Das gemarterte und
gekreuzigte Volk iſt auferſtanden.“

Es war auferſtanden, Wie ein Steppenbrand, von einem
Punkte ausgehend, mit feurigen Armen nach allen Seiten weiter
und weiter um ſich greift, ſo hatte ſich die Revolution von den
Quellen des Neckars und der Dongu und vom Main an bis
zum Harz im r und den juliſchen Alpen im Süden aus-
gebreitet, und ſeine Vorhut ſtand vom Oberrhein bis zum Nieder-
rhein. Ein gewaltiges Wogen, hervorgegangen aus dem perſamen Martyrium und in geiſtige Einheit zuſammengefaßt durch
die zwölf Artikel! Und allerwärts ward er vollſtreckt, der
Artikelbrief, an Klöſtern und Abteien, an Burgen und Schlöſſern
und widerſpenſtigen Städten. Da krachten, barſten, ſtürzten
die Mauern und der Himmel war allerwärts rot, von den
leckenden Flammen. Da ward auch, das Schloß geſtürmt, in
dem die Wiege des ſtolzen ziergechleche der enſtaufen
geſtanden, und leuchtete als eine olksfreiheitieſenfackel der
weit in die Lande hinaus

„Eine ſchreckliche Auferſtehung! Furchtbare Oſtern murmelteGötz von Berlichingen. Zu der ger en Höhe des Kanzlers
ſich zu erheben, war er unfähig. Der Junker in d konnte es
wie Pwinden, daß die Bauern ſo wenig Federleſens mit ihm
machten.

Und ſo ritt er dann am nächſten Morgen in einer Stimmung,
die wenig dem r aientage enfgro an derSpitze des Bauernlhheeres gen Würzburg. Mit ihm ritten G
Waffenbrüder Max Stumpf von und der Graf
Georg von en der in Miltenberg dem Bunde beigetreten
war, demſelben Geſchütz und Munition zugeführt und ſich hatte
verpflichten n wie es fortan jedem Edelmann geſchah, mit
dem hellen Haufen zu ziehen. Götz verhielt ſich wortkarg. Das
Rauſchen und Flattern der Fahnen in der balſamiſchen Maien-
luft, das tig Dröhnen und Tönen der Trommeln und
das fröhliche Grölen und Singen und die Jauchzer der Bauern
erheiterten ſein Gemüt nicht. Wie anders war es ſonſt geweſen,
wann er am, ſchönen Morgen mit ſeinen Knechten zu einer
ung vielen Privatfehden ausgezogen war oder im grünen
Buſch gelegen, um dem Feinde Geiſeln und Güter abzufangen!
Es mochte ihn die ar bedrücken, daß er eine Aufgabe
übernommen, ja aus junkerlichem Et n zu ihr ſich gedrängt
r der er nicht gewachſen war. Aber klar machte er es ſich
nicht.

Dem Einfluſſe Hiplers auf Jörg Metzler, Hans Reyter und
andere Hauptleute war es zu danken, daß der helle Haufen auf
dieſer Kriegsfahrt Klöſter und Burgſtälle verſchonte und, wo
ihm nicht freiwillig, wie es in den meiſten Städtlein geſchah,
die nötige Zehrung geboten wuxde, dieſe aus dem gemeinen
Säckel, von dem Beutemeiſter Eiſenhut
Freilich konnte nicht S werden, da au i nedann und wann Streifparteien von dem großen Heerhaufen
abſonderten und auf eigene Fauſt plünderten und brannten
und die Junker, die nicht zum Bund ſchwören wt n, gefangen
einbrachten. Die Brandruinen von Klöſtern und fe ger
aber, auf die der helle Haufen bei ſeinem Vormarſche ſtieß,
waren die Spuren, die die S Schar im ſtrengen Voll

feifen,

e bezahlt wurde.

zug der zwölf Artikel auf ihrem Zuge nach Franken zurück
elaſſen hatte. Sie mahnten den Ritter mit der ren ndbaren daß er vor Würzburg der Begegnung mit Florian Geyer

v ausweichen können. Seine Laune wurde dadurch
n Aber auch in dem hellen Haufen regte ſich eine

Ding gegen Florian Geyer. Denn er halte die neun
mainziſchen Städte auf dem Odenwalde und Tauberbiſchofsheim
bereits auf den Artikelbrief eidlich verpflichtet, als das Heer
e Metzlers, das auf ihre Bundesgenoſſenſchaft ein Dalen
Perh am geographiſches Anrecht zu haben vermeinte, nachkam.

er helle Haufe zwang ſie, in den evangeliſchen Bund des
Odenwalds und Neckars überzutreten und nochmals zu ſchwören.
Da gab es viel Hader und Streit und es gelang Wendel Hipler
nicht, die Wunde des Splitters auszuheilen, den Florian Geyer
den Odenwäldlern in das Fleiſch ihrer Eitelkeit geſtoßen hatte.
Solche Wunden ſchwären übel.

Wie der helle Haufen von Biſchofsheim an der Tauber herauf-
kam, erhob die Vorhut, die das Dorf Höchberg erreicht hatte,
ein lautes und feuerte ihre Büchſen ab. Vor ihr,
kaum eine Viertelſtunde entfernt, lag im Goldglanz der ſinkenden
Sonne der Marienberg mit dem biſchöflichen Schloſſe. Jn vier
Stockwerken erhob ſich der ſtolze Bau, der ſein großes längliches
Vechteck von Oſten nach Weſten hinſtreckte. Vier und fünfeckige
Türme mit verlgpie nengrieeeleen nſeneen bildeten
die Kanten, und in der t des Schloſſes erhob ſich rund
und ſchlank und die anderen Türme überragend, der freiſtehendeBerchfrit, in deſſen verjüngtem Aufſatz v droben der Schloß

ächter bige nung hatte Von dem Berchfrit flatterte das
anner des r s im blauen Felde ein ſchräg ſchweben

des, von Rot und Silber guadriertes Fähnlein an einer goldenenLanze zeigte. An die weſtliche Schmalſeite des Schloſſes fügte
ſich, durch ein Turmthor mit 7 verbunden die etwas niedriger
liegende Vorburg mit den F nungen für das Geſinde und diere echte. den, Staällen und Jruchtböden Den Man

die Stadt auf deſſen rechten Ufer, denen das Schloß ſeine
öſtliche Giebelſeite zukehrte, verbaxg der Marienberg den Blickender Bauern. Seine im Süden t abfallende Fiante krönte
die geza Umfaſſungsmauer, die wie eine Fortſetzung des

Heiteres.Na un Hausfrau: „Mein Gott, acht Tage ſindSie z un v r S iJ mdaen net Se haben do Miene vin ätter t
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ßerdienſt haben könne. Dieſe Zeitungen drucken der Schwein
hurgſchen Korreſpondenz folgende Angaben nach:

ei Uebernahme des Amtes durch Herrn v. Thielen im
Jahre 1891 betrugen die Betriebseinnahmen 919 692 000 M.oder 36 690 Mark auf 1 Kilometer, die Betriebsausgaben

601 847 400 M. und der Betriebsüberſchuß 317 844 000 M.
dagegen ſtellten ſich im letzten abgeſchloſſenen Jahre (1900) die
Einnahmen auf 1 392 836 000 M. oder 45 532 M. für 1 Kilo-
meter, die Ausgaben auf 828 118 000 M. und der Betriebs-
überſchuß auf 564 218 000 M., ſo daß die Verzinſung des
Anlagekapitals von 4,91 auf 7,14 Proz. geſtiegen iſt.
Während damals 7876 Millionen Perſonenkilometer und 14767
Millionen Tonnenkilometer geleiſtet wurden, ſtieg die Leiſtung
im Jahre 1900 auf 14 025 Millionen Perſonenkilometer und
24 590 Millionen Tonnenkilometer, alſo faſt auf das Doppelte.

Wer die natürliche Verkehrszunahme auf der Poſt oder aufder Eiſenbahn dem Chef des Voſtweſens oder des Eiſenbahn

weſens zuſchreibt ſo bemerkt dazu witzig die Berliner Volks
zeitung ob der auch der Meinung iſt, daß die Zunahme
der Bevölkerung den Hebammen zu verdanken ſei?

Ausland.
Oeſtreich. Das Quotenverhältnis zwiſchen Oeſt-

reich und Ungarn betreffend die Koſten der gemeinſamen An
gelegenheiten (Heer, Marine uſw.) wurden vom Kaiſer für die
Zeit vom 1. Juli 1902 bis 30. Juni 1903 mit 65,6 und 34,4 Proz.
feſtgeſetzt.

Jtalien. Kommunalwahlen. Jn Florenz ſiegte die
ſozialiſtiſche Liſte und 11 Genoſſen traten in den Gemeinderat.
Jn Verona dagegen wurde die Liſte der vereinigten Klerikalen
und Liberalen gewählt.

Schweiz. Studentendemonſtrationen in Bern.
Vierhundert Studenten veranſtalteten eine Proteſtverſammlung
gegen die Brutalität der Polizei bei der Katzenmuſik bei Pro-
feſſor Vetter. Gegen die Rede des letzteren in Nürnberg wurde
ebenfalls eine Reſolution angenommen in Anbetracht der pan-
germaniſtiſchen Anſchauungen, die angeblich in Deutſchland
herrſchen. Ein großer Demonſtrationszug zog dann durch die
Stadt und ſang patriotiſche Lieder.

Rußland. Ueber neue Akte von Polizeibrutalität
wird aus Warſchau geſchrieben: Täglich neue blutige Grau-ſamkeiten, täglich neue Ppfer, ein ununterbrochenes Hinmorden

auf offener Straße das iſt das Leben im Zarenlande!
Vor unſeren Augen geſchehen täglich die fürchterlichſten Ver-
r jede einzelne von dieſen, in einem ziviliſierten

ande geſchehen, würde einen Sturm der Entrüſtung hervor-
rufen, Volksverſammlungen, Proteſtmeetings uſw. nach ſich
ziehen. Bei uns aber wird alles totgeſchwiegen, die Zeitungen
dürfen nichts ſchreiben, öffentliche Verſammlungen giebt es
nicht im Zarenlande.

Was wir hier mitzuteilen haben, iſt keineswegs ſenſationell,
es iſt ein ſehr einfacher Vorgang, aber deſto erſchütternder:
Am 3. Juni wurden die Paſſanten der Dzikaſtraße, in einem
der ärmſten Stadtviertel, durch das ungewöhnliche Erſcheinen
einer Anzahl Gorodowojs (Schutzmänner) nicht gerade ange-
nehm überraſcht. Ganz unbegreiflich weshalb, ſtürzte ſich ein
Gorodowoj auf einen Arbeiter, rief einige Hausknechte heran
und fing an, zuſammen mit den J den Arbeiter unbarm
herzig zu ſchlagen. Die Straßenpaſſanten, höchſt empört über
dieſe fürchterliche Szene, wollten den Arbeiter den Händen des
Schutzmanns entreißen, aber der zog ſein Schwert
aus der Scheide, ſchlug links und rechts damit los, ſo daß
niemand herankommen konnte. Der Arbeiter wurde ins Poli-

ei-Revier geſchleppt und unterwegs ununterbrochen blutig gela en. de einiger Zeit geſchah dasſelbe mit einem zweiten

Arbeiter. Dieſem fölgte ein dritter Jm vierten Polizei
revier kamen Koſaken den Gorodowojs zu Hilfe und begannen
die Verhafteten mit beſtialiſcher Grauſamkeit zu ſchiager Aus
dem Rebier ertönten herzzerreißende Wehrufe Als dann
der Revierleutnant in die Folterzelle hineinkam, flehten ihn die
Gefangenen um Waſſer an. Als Antwort darau befahl er,
weiter zu ſchlagen. Nachts wurde ins Revier ein Rettungs
wagen der „ſchnellen mediziniſchen Hilfe herbeigeholt und denGeſangenen wurde einige ärztliche Hilfe zu teil. Als aber der

Arzt dem Revierleutnant meldete, daß den Arbeitern ſolche ge
fährliche Verletzungen beigebracht worden ſeien, daß ſie ſofort
in ein Hoſpital gebracht werden müßten, machte ſich der Leut-
nant luſtig darüber. Am andern Morgen wurden die dreiArbeiter Spionen vorgezeigt, und es erwies ſich, daß kein
Spion dieſelben gekannt hat, d. h. daß ſie völlig unſchuldige,
den Spionen unbekannte Menſchen waren. Um „unnützes
Gerede“ in der Stadt über die Schlägerei zu vermeiden, ver-
öffentlichte die Polizei in den r r eine kleine Notiz,
in welcher es lakoniſch heißt, daß am 3. d. Mts. drei „berüch-
tigte Diebe“ auf der Dzikaſt verhaftet worden ſeien.

Die Arbeiter wurden nach zwei I entlaſſen, aber ein
Schauder ergreift einen Apey beim Anblick dieſer unſchuldigen
Opfer der wilden P ichen Willkür: ſie ſind kaum lebendig,
verſtümmelt, verkrüppelt, einem iſt das Naſenbein krumm ge
ſchlagen, einem andern eine Hand gebrochen

Unbotmäßige Wehrpflichtige in Finnland.
Wie die Frankf. Zeitung meldet, ſind in den Goubverne-
ments Tavaſtehus und St. Michel die Rekrutenmuſterungen,
die am 15. April begonnen haben, jetzt beendigt. dw Gonverne-ment Tavaſtehus ſenden ſich von 2573 ausgebotenen Wehr-

pflichtigen 1310, alſo 50,9 Proz. ein. Jn Gouvernement
St. Michel erſchienen 746 zur Aushebung oder 44,5 Proz.
der Wehrpflichtigeu.

England. Das Befinden Eduard s. Das am Donnerstag Wchmitta ausgegebene Bulletin giebt den Zuſtand des
Königs als befriedigend an. Jm Volk dagegen ſind Gerüchte
verbreitet, die den Zuſtand des Königs als hoffnungslos be
zeichnen. Von maßgebender Seite bemüht man ſich jetzt nach
Kräften, dem immer entſchiedener auftretenden Gerücht, daß

--km-/

mediziniſche Fachblatt Lancet ſchreibt in einer Sonderausgabe:
„Wir betonen nachdrücklichſt, daß die von den Leibärzten aus-
gegebenen Bulletins abſolut ehrlich ſind. Das Publikum ſollte
daher den wilden Gerüchten, die in Umlauf geſetzt wurden,
keinen Glauben ſchenken. Der König leidet an Perityphlitis
(Blinddarmentzündung) und an weiter nichts. Unglücklicher-
weiſe ſind die Symptome dieſer Krankheit zuweilen aus ver-
ſchiedenen Gründen völlig maskiert, deshalb ſtellte ſich die Not
wendigkeit der Operation erſt Dienstag vor der Krönung her
aus. Dabei zeigte ſich keinerlei bösartiges Symptom.

Eine ganze Anzahl von Auszeichnungen und
Rangerhöhungen ſind auf Wunſch Eduards veröffentlicht wor-
den. Auch einen neuen Orden hat er geſtiftet. Es iſt dies ein
Orden pour le werite nach preußiſchem Muſter, der ebenfalls
eine Kriegs und Friedensklaſſe umfaßt. Damit dekoriert wurden
u. a. Lord Roberts und Lord Kitchener.

Einen Brief un engliſchen Genoſſen an
den König zu deſſen, allerdings auf Hinderniſſe geſtoßenen,
Krönung veröffentlicht jetzt die engliſche Preſſe. Das vom
Vorſtande der Socialdemocratic Vederation unterzeichnete
Schriftſtück beginnt:

„Vor etwa u Jahren ſagten Sie ſcherzweiſe, daß,wenn die Zeit ihrer Nachfolge in der Krone komme, die Throne

wohl im Wettbewerb vergeben werden würden. Sicherlich
waren zu jener Zeit die Ausſichten des Republikanismus in
dieſem Lande unendlich viel größer, als ſie es jetzt zu ſein
ſcheinen. Sie ſtehen vor der Krönung als Eduard VII. unter
mehr allgemeiner Zuſtimmung der geſamten Bevölkerung, als
womit Jhre verſtorbene Mutter bei gleicher Gelegenheit vor
fünfundſechzig Jahren begrüßt wurde. Wir Sozialdemokraten
ſind weder Monarchiſten, noch Höflinge. Wir arbeiten für eine
ſozialdemokratiſche Republik, in welcher es weder einen König,
noch Ariſtokraten oder Plutokraten geben wird. Doch aner-
kennen wir die beſtehenden Thatſachen

Es wird dann an die vielen privaten Sünden Eduards er-
innert, an gewiſſe „Schönheiten des Charakters und Wandels“,
aber dazu bemerkt, jetzt handle es ſich lediglich um ſeine
künftige Haltung als Staatsoberhaupt. Jn Beſprechung dieſes
Punktes heißt es dann u. a. bei der Forderung ſozialer Re-
ormen:f „Wenn ein großer Teil der erwachſenen männlichen Be-

völkerung unſerer großen Städte für den Waffendienſt un
fähig iſt, wenn ein noch größerer Teil dieſer ſtädtiſchen Be
völkerung kurzſichtig iſt, wenn die Landdiſtrikte, die früher die
Fehler der Stadtdiſtrikte wieder gut machten, heute entvölkert
ſind, wenn ein großer Teil unſerer Kinder ungenügend ge-
nährt, ungenügend gekleidet und ungenügend unterrichtet heran
wächſt und wenn alle dieſe Wer täglich deutlicher hervor
treten, dann muß der geſunde Menſchenverſtand auch einem
König und Kaiſer ſagen, daß unter dieſen Umſtänden eine
oberflächliche Pfuſcharbeit das Gebäude nicht vor dem Verfall
zu ſchützen vermag.“

Der Brief weiſt dann darauf hin, daß die Wohnungs und
Erziehungsfrage durch die Sozialdemokratie gelöſt werden könne,
und erinnert den Herrſcher daran, ein wie großes Gebiet der
Thätigkeit ihm in Jndien offen ſtehe, über deſſen 300 000 000
Einwohner er eine faſt unbeſchränkte Herrſchaft ausübe. Gegen
die Regierung von Jndien wird ſodann eine ſchwere Anklage
erhoben, indem der Brief fortfährt: „Jn Jndien wird eine un
unterbrochene Hungersnot dadurch hervorgebracht, daß man
jährlich dem verarmten Volke, welches unter unſerer Regierung
leidet, 30 000 000 Lſtrl. entzieht, ohne ihm etwas dafür zu geben,

Es ſteht jetzt bei Jhnen, Sir, zu befehlen, daß dieſe Förde
rung der Hungersnot aufhört. Wenn Sie Jhre Stellung
dazu benutzen, das Wohlbefinden der Engländer in der Heimat
zu fördern, die größte Kolonie vor vollſtändigem Ruin zu be
wahren, und wenn Sie zu gleicher Zeit Jhr Aeußerſtes thun,
um freundliche Beziehungen mit fremden Ländern zu pflegen
und den thörichten und ſchlechten Jmperialismus zu bekämpfen,
der ein Fluch für uns und andere iſt, dann können Sie ohne
Zweifel dem Volke, über das zu herrſchen Sie berufen ſind,
um Segen werden und ſich ſelbſt einen Namen in der Gehichte ſchaffen, zu dem jeder Menſch mit Bewunderung und

Achtung aufblicken wird.“ Ein derartiges offenes Wort an
einen König wäre in Deutſchland einfach unmöglich. Der brave
DurchſchnittsStaatsbürger blickt hier mit Andacht zu den
olympiſchen Höhen des Thrones empor und wagt das Thun
ſeines Monarchen nicht zu kritiſieren.

Freilich giebt es in England auch keinen S 95.
Aſien. Rußland in der Mandſchurei. Rußland hat

mit der Räumung der Mandſchurei begonnen und ſeine Truppen
aus Mukden zurückgezogen. Die SchanghaikwanBahn wird
nicht vor November zurückgegeben. Die ruſſiſchen Truppen
werden zum Schutz der Mandſchurei-Bahn auf 30000 Mann
verſtärkt.

Demgegenüber will eine Meldung der Daily Mail aus
Peking aus beſter Quelle wiſſen, daß in dem kürzlich zwiſchen
Rußland und China geſchloſſenen Abkommen über Minen und
EiſenbahnKonzeſſionen eine Klauſel enthalten ſei, durch welche
China thatſächlich allen Anſprüchen auf Souveränität über die
Mandſchurei entſage.

Gewerbegericht.
Von der letzten Sitzung, die wieder bis s Uhr abends

dauerte, waren folgende Fälle erwähnenswert. Den Vorſitz
führte Stadtrat Winter und als Veiſitzer fungierten Bau-
arbeiter Banderman und Steinſetzmeiſter Reinitz. Ein

der König an Krebs leide, entgegenzuwirken. Das
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Unternehmerbeiſitzer war am Erſcheinen behindert, infolgedeſſen
auch ein Beiſitzer der Arbeiter abtrat.

Der neue
atte der im
nſpektor Ernſt

Mein diesjähriger grosser

Iventur-Ausverkauf
inn e 30. J i55 e 1 r e e ß 5

kündigungsloſer Entlaſſung gegen Schmidt der Geſchirrführer
Peter Thriene, der Futtermeiſter Karl Thriene, der Ma
ſchiniſt Joſeph Thriene, der Arbeiter Michael Thriene und
der Arbeiter Chriſtoph Thriene. Die Kläger ſind verwandt;
Karl Thriene iſt der Vater und die anderen Kläger ſind ſeine
Söhne. Als der neue Jnſpektor antrat, glaubte er, nach dem
Grundſatze „Neue Beſen kehren gut“ die ihm unterſtellten Leute

einigen zu können. Es entſpann ſich zwiſchen ihm und derden ein ſehr unangenehmes Verhältnis. Zuerſt wurde
Peter Thriene und zwar „wegen Kaffeetrinkens“ entlaſſen. Der
Jnſpektor ſagte, der Kläger habe einmal “/2 Stunde lang Kaffee
getrunken, was doch unmöglich geſtattet werden könne. Dann
beſchuldigte der Jnſpektor den Kläger, er habe dem Ritterguts
beſitzer Schmidt ein Paar Pferdedecken re wer Eine
Zeugin, die Ehefrau des früheren Jnſpektors, beſtätigte aber dem
Kläger, daß er nur ſeine eigenen Decken, die er früher einmal
im Pferdeſtall zum Schlafen benutzt, mitgenommen hatte. Da
alle dieſe „Entlaſſungsgründe“ nicht ziehen wollten, ſagte der
Jnſpektor ſchließlich, der Kläger habe ihn einen Dieb genannt uſw.

Es wurde ihm vom Gericht entgegnet, daß er, wenn er ſich be
leidigt fühle, den Kläger ja bei dem Amtsgericht belangen
könne. Eine Beleidigung könne hier nicht als Entlaſſungs-
grund gelten, da der Jnſpektor nicht als Vertreter
des Amtmanns Schmidt anzuſehen ſei. Das Reichsgericht
habe in ſolchen Fällen anerkannt, daß als Vertreter des
Arbeitgebers nur der gelten könne, dem vom Arbeitgeber die
Autorität übertragen worden iſt. Der Jnſpektor wollte dem
Kläger dann noch einmal eine Abzahlung geleiſtet haben, was
ſich aber als unrichtig herausſtellte. Das Gericht verurteilte
Amtmann Schmidt zur Zahlung von 35 Mark an Peter
Thriene, da kein rechtmäßiger Entlaſſungsgrund vorliege. Die
Beleidigung könne nicht als gelten. DemFuttermeiſter Thriene wurden durch Vergleich 30 Mark zu
geſprochen. Der Maſchiniſt Thriene klagte wegen 59 Mark.
Jnſpektor W ger ſagt, dieſer Kläger habe ſich beharrlich ge-weigert, die ihm erteilten Aufträge auszuführen. Er habe bei
dem Paſtor Stockhauſen die Grube nicht ausgepumpt. Das
Gericht erachtete aber keine beharrliche Verweigerung der
Arbeit für vorliegend und verurteilte den Beklagten zur
Zahlung von 50 Mark; die übrigen 9 Mark hatte Kläger
nicht zu verlangen. Zwiſchen Chriſtoph Thriene und Schmidt
kam ein Vergleich zu ſtande, während Michael Thriene wegen
beharrlicher Verweigerung der Arbeit abgewieſen wurde.

Wegen eines Zeugniſſes klagte wieder der Kupfer-
ſchmied Jhlenfeld gegen Jngenieur Pampe. Beklagter
hatte ſich in der vorigen Sitzung bereit erklärt, dem Kläger ein
Zeugnis auszuſtellen, wonach dieſer erſt als Kupferſchmied,
dann als Monteur und ſchließlich als Obermonteur beſchäftigt
worden z Der Kläger iſt aber mit dem Zeugnis nicht zu-
frieden, da es angeblich nicht ausgeſtellt worden, wie vereinbart
worden ſei. Der Beklagte zieht hierauf das Volksblatt aus
der Taſche und ſagt, er habe das Zeugnis nach dem Referat
im Volksblatt über ſeine Verhandlung ausgeſtellt. Da habe
die Sache richtig drin geſtanden und danach habe er ſich e
richtet. Der Vorſitzende bemerkte, daß das Volksblatt hierbei
nicht als Beweismaterial gelten könne. Der Beklagte hätte
vorſichtiger gehandelt, wenn er ſich nach dem Protokoll gerichet
hätte, in dem der Wortlaut des Zeugniſſes genau feſtgelegt wor-
den iſt. Beklagter entgegnet, daß er keine Urteilsausfertigung
erhalten und ſich deshalb nach dem Bericht des Volksblattes
gerichtet habe. Zu bemerken iſt hierzu, daß in einem Zeitungs-
bericht ein nebenſächliches Zeugnis wohl nicht ſo veröffentlicht
werden kann, als im Protokoll. Die Sache wurde ſchließlich
noch einmal vertagt.

Wegen kündigungsloſer Entlaſſung klagte der Arbeiter
Hoyer gegen den Karuſſellbeſitzer Opitz, der ſeiner Zeit auf
dem Roßplatze ſein Karuſſell betrieb. Der Kläger iſt in Plauen
engagiert und behauptet, es G über das Arbeitsverhältnis
nichts vereinbart worden, infolgedeſſen beſtehe Kündigung.
Drei Zeugen bekundeten aber, daß die dort beſchäftigten Ar
beiter wiederholt zuſammenberufen und dann ihnen mitgeteilt
worden wäre, daß keine Kündigung beſtehe. Ein Zeuge be-
merkte ſogar, Herr Opitz habe extra betont, daß bei ihm jeder
ſein „freier Herr“ ſei und der Sohn des Beklagten erklärte,
daß die Leute bei jedem begangenen Fehler „beſchimpft“
würden, wobei immer hervorgehoben werde, daß keine Kün-
digung beſtehe. Der Kläger wurde abgewieſen, da das Gericht
annahm, daß keine Kündigung beſtand.

Jederzeitige Aufhebung des Arbeitsverhältniſſes war
vereinbart zwiſchen den Arbeitern Oehle, chlegel und
Müller und dem Unternehmer Rappſilber. Die Arbeiter
hatten mittags 11 Uhr plötzlich die Arbeit niedergelegt und
Rappſilber war der Meinung, das ſei unzuläſſig, weshalb er
den Klägern je 4 Mk. vom Lohn zurückbehalten hatte. Die Ge
werbegerichte hätten wiederholt entſchieden, daß das Arbeits
verhältnis, auch wo keine Kündigung beſtehe, nur bei Beendi-
gung der Tagesarbeit gelöſt werden könne. Das Gericht war
anderer Meinun, da bei jederzeitiger Aufhebung des Arbeits-
verhältniſſes die Arbeiter ſofort gehen und auch e wer
den ſſeanten Die Kläger bekommen die 12 Mark ſofort aus
gezahlt.Zurückgenommen wurde die Klage des Arbeiters Guſtav
Plate, der ebenfalls gegen den Unternehmer Rappſilber wegen
rückſtändigem Lohn klagte.

Vertagt wurden die Sachen der Kupferſchmiede Kran z
und Budig wider Jngenieur Bampe, Lohndifferenzen be
treffend, und r Gleichmann wider Reſtaurateur Müller,
kündigungsloſe Entlaſſung betreffend.

Berſammlungsberichte.
Maſchiniſten und Heizer.

ür den ohne Angabe von Gründen ſein Amt niederlegenden
Kollegen Heinze wird Kollege Schiffler als 1. Schrift-
führer gewählt. Nachdem Kollege Angermann Aufklärung
über die d im Bruderverein Schkeuditz Bei
tritts zum Kartell gegeben hat, wird noch bekannt gegeben, daß
unſer letztes Vergnügen mit einem Defizit von 10 Mk. abge
ſchloſſen hat. Einem arbeitsloſen Mitgliede wurden als 2. Rate
10 Mk. Unterſtützung bewilligt, die Paragraphendes Verbandsſtatuts einer je aen Beſprechung unterzogen.

Einem Gaſte mußte der Vorſitzende wegen unanſtändigen Be
tragens das Lokal verbieten. Schluß der Verſammlung 6 Uhr

40 Minuten. Kr.Sprechſtunden des Arbeiter-Sekretariats nur Wochen
tags von 9 1 und 4-8 Uhr. Auswärtigen An
fragen iſt ſtets Briefmarke als Rückporto beizufügen.

Verantwortlicher Redakteur Ernſt Däumig in Halle.
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Beilage zum Volksvblatt.
Nr. 148 Halle a. 5., Sonnabend den 28. Juni 1902.

Der italieniſche Sozialismus auf dem Lande.

Jtalien iſt unter den Ländern des proletariſchen Sozialis-
mus vielleicht das jüngſte. Trotzdem aber hat dieſe junge
Partei eine geradezu phänomenale Errungenſchaft zu
verzeichnen es iſt ihr gelungen die Landarbeiter zu
organiſieren. Was das bedeuten will, braucht nicht näher
ausgeführt zu werden. Man braucht ſich nur zu vergegen-
wärtigen, daß es der deutſchen Sozialdemokratie, die an
Propagandakräften auch relativ vielleicht die ſtärkſte iſt (außer
der belgiſchen etwa), bis jetzt noch nicht gelungen iſt, die Land
arbeiter und Bauern maſſenhaft für ihre Ziele zu gewinnen.
Man hat im Auslande, und wahrſcheinlich in Jtalien auch,
der italieniſchen Landarbeiterbewegung im Anfange etwas
ſkeptiſch zugeſehen; man hielt ſie für ein Strohfeuer, das
ebenſo raſch verlöſchen werde, wie es ausgebrochen. Glück-
licherweiſe war ſie mehr. Die Pfingſtkongreſſe haben bewieſen,
daß ſie nicht nur in numeriſcher Hinſicht Fortſchritte macht,
ſondern auch in ihrem Wollen und ihren Zielen abgeklärter
wird. Auch die Regierung muß mit ihr als Macht rechnen,
das beweiſt der unlängſt dem Parlament vorgelegte Entwurf
eines Geſetzes betr. Schiedsgerichte zur Entſcheidung Kder
Streitigkeiten zwiſchen Landarbeitern und Grundbeſitzern.

Uebes den Charakter dieſer Bewegung, die Art der Organi-
ſationen hat bis jetzt in Deutſchland erhebliche Unklarheit be
ſtanden, da von parteigenöſſiſcher Seite eine zuſammenfaſſende
und eingehende Schilderung der Bewegung und ihrer Urſachen,
d. h. der Lage der Landarbeiter und der unter ihnen ent-
falteten Agitation bis vor kurzem noch nicht gegeben worden
war. Vor einigen Wochen erſt iſt im Freien Wort ein längerer
Artikel von Robert Michels erſchienen, der dieſe Lücke aus
füllt.)) An der Hand dieſer intereſſanten Arbeit ſei die Lage
der italieniſchen Landarbeiter, ihre Organiſationen und Bewegung
hier geſchildert.

Die Bedingungen, unter denen der Landmann in Jtalien
lebt, ſind ſehr verſchieden. Neben dem Gutsbeſitzer finden wir
den Gutspächter, den Halbpächter, welcher die Hälfte des
Bruttoertrages dem Beſitzer auszuliefern hat, ſowie den massaio,
der nur ein Drittel davon behalten darf. Daneben giebt es
auch Bauern, welche ſich auf ein Jahr hin mit feſtem Gehalt
zur Arbeit auf einem beſtimmten Grundſtück verpflichtet haben
und außerdem meiſt ein Haus, immer aber Wein und Holz
umſonſt zu ihrer Verwendung erhalten. Alle dieſe Leute be-
finden ſich in einer ſchweren Lage; die Kleinpächter vor allem
leben in ſteter Sorge, weil der Beſitzer das Recht hat, bei der
geringſten Verletzung des Pachtvertrages den Mann ohne weiteres
von Haus und Hof zu jagen, ſelbſt wenn z. B. das Obſt eben
reif iſt und ſomit Ausſicht für jenen vorhanden wäre, ſeinen
Verpflichtungen in kürzeſter Friſt nachzukommen. Auch iſt bei
den Pachtbauern die Pacht ſehr hoch, bei den Lohnbauern der
Lohn ſehr gering. Nicht viel beſſer ſtehen auch die verhältnis-
mäßig wenigen noch erhaltenen felbſtändigen Kleinbauern, die ſich
oft nur durch Uebernahme erdrückender Hypotheken erhalten
können. Jhr Stück Land iſt meiſt ſo gering, daß ſie im Durch
ſchnitt nicht mehr als 577/2 Tag im Jahr zu deſſen Bewirt-
ſchaftung brauchen. Freilich ſehen ſie ſich in der Zeit der Ernte
gezwungen, zur Bewältigung ihrer Arbeit andere Kräfte zu
kaufen, ſpielen alſo einige Tage den Unternehmer, müſſen aber
die übrigen Tage des Jahres ſelbſt auf Arbeit ausgehen. So
vermehren ſie noch die Zahl der Tagelöhner, welche ſo wieſo ſchon mehr als die Hälfte der ländlichen Arbeiterſchaft aus

machen.
Dieſe befinden ſich in noch weiter elenderer Lage als die

anderen. Was am meiſten ins Gewicht fällt, iſt der Umſtand,
daß ſie bloß auf einen Tag gemietet werden und deshalb einen
ſehr beträchtlichen Teil des Jahres (faſt den ganzen Winter) der
Arbeitsloſigkeit anheimfallen. Dazu wird ihre Arbeits-
ſtundenzahl auf durchſchnittlich 100-13 Stunden täglich gerechnet,
und manche von ihnen erhalten, wie in der Provinz Rovigo,
nicht mehr als 40--50 Centeſimi pro Tag (etwa 30--40 Pfg.),
und das ohne Verpflegung! Der Jahresverdienſt einer Familie,
beſtehend aus einem arbeitenden Mann, einer arbeitenden Frau
und zwei unmündigen Kindern, ſtellt ſich folgendermaßen Da
der Mann 204 Tage im Jahre, und zwar in den verſchiedenſten
Beſchäftigungszweigen, arbeitet, in denen der Verdienſt zwiſchen
1 Lire und 2.50 Lire ſchwankt, hat er eine Jahreseinnahme von
363.40 Lire. Rechnen wir als Geſamtlohn der Frau 50 Lire
jährlich, ſo ergiebt ſich im ganzen als Jahreseinnahme einer
Landarbeiterfamilie die Summe von 413,40 Lire (etwa 330 Mk.).
Hiervon muß alſo die Familie leben (an Naturalien erhält ſie
nichts), und Verluſte an Arbeitstagen durch Krankheitsfälle ſind
nicht einmal mit in Betracht gezogen!

Die ſchlimmſten Zuſtände herrſchen aber in den Reisfeldern,
auf denen Tauſende und Abertauſende von Frauen und Kindern
im Mai und Juni jedes Jahres eine Arbeit verrichten, wie ſie
kein Tolſtoi grauſenhafter ſchildern kann. Die härteſte und grau-
ſamſte Arbeit in den ſibiriſchen Bergwerken kann nicht ſo furcht
bare Verheerungen unter jungen, blühenden Körpern anrichten,
wie die der „Reismädchen“. Da ſtehen dieſe Frauen tagaus,
tagein in dem Sumpf, das Waſſer bis an die Knie und arbeiten
mit gebeugtem Rücken im glühendſten Sonnenbrand. Entſetzlich
wütet unter ihnen die ſchleichende Malaria. Welchen Einfluß
eine ſolche Arbeit auf Schwangere und junge Mütter ausüben
muß, braucht nicht erſt geſagt zu werden.

Nun ſollte man wenigſtens denken, daß die „Reismädchen“
allein wegen der ungeheueren Schädlichkeit ihrer Arbeit einen
Lohn gezahlt erhielten, der ſie wenigſtens relativ für ihre ganz
oder teilweiſe eingebüßte Geſundheit entſchädigte. Nun, die
Mädchen arbeiten bis zu 13 Stunden täglich, müſſen früh
morgens und ſpät abends die im Durchſchnitt 8 Kilometer
weite Entfernung bis zu ihrer Behauſung zurücklegen, und für
alles dieſes erhalten ſie nicht mehr als eine Lira (78 Pfg.).
Unter dieſen Umſtänden iſt es wohl erklärlich, wenn es viel
fach vorkommt, daß die Mädchen Blutegel, welche ſich
während der Arbeit an ihren Waden feſtſaugen,
ruhig dort ſitzen laſſen, um ſie abends für einige
Pfennige dem Apotheker verkaufen zu können!

Aber, was noch ſchlimmer iſt, auch Kinder werden in den
Reisfeldern beſchäftigt. Sie erhalten ſelten mehr als 50 Cen-
teſimi. Das Geſetz von 1886 über die Fabrikarbeit der Kin-
der erſtreckt ſich weder auf häusliche, noch auf Feldarbeit. So

Als Separatabdruck erſchienen unter dem Titel „Deriahenſſche Schiausmus auf dem Lande“ im Neuen Frankfurter

bexlag, G. m. b. H., Frankfurt a. M.

kammt es, daß auch Kinder unter 15 Jahren in den Reis-
feldern verwendet werden. Die Folgen ſind klar. Es ſteht
ſtatiſtiſch feſt, daß im Sommer 1901 von 96 Toten einer Be-
völkerung von rund 2400 Menſchen nicht weniger als 55 Kin-
der waren, ohne daß in jener Zeit auch nur eine einzige
Epidemie dort gewütet hätte.

4. Generalverſammlung des Verbandes
der deutſchen BVuchdrucker.

l. München, Dienstag, 24. Juni 1902.
Die heutige Sitzung wird um 9 Uhr eröffnet. Man tritt in

Punkt 2 der Tagesordnung ein: Beratung der Abänderungs-
anträge zum Statut. Dazu liegen eine große Anzahl Anträge
vor und zwar zunächſt ſolche, welche die Einführung einer
Witwen- und Waiſen- Unterſtützung verlangen. Jn der Debatte
wird auf der einen Seite der Standpunkt vertreten, daß dieſer
Unterſtützungszweig gewiſſermaßen der Schlußſtein der Organi-
ſation ſei, daß die Hinterbliebenen des verſtorbenen Mitgliedes
doch wohl ein moraliſches Anrecht an en Verband haben, da
ja die Beiträge dem Haushaltungsbudget entzogen wurden, und
aß ſchon aus humanitären Gründen die Unterſtützung der

Hinterbliebenen, die ſich mit dem Tode ihres Ernährers unver-
mittelt der bitterſten Not gegenübergeſtellt ſehen, eine dringende
Notwendigkeit ſei. Auf der andern Seite wird die Errichtung
einer ſolchen Kaſſe als ein Hemmſchuh für die Organiſation
betrachtet, man fürchtet, daß die ſchlagfertige Aktionsfähigkeit
des Verbandes dadurch eine gewiſſe Einbuße erleiden würde
und vor allen Dingen hält man eine weitere Beitrags-Erhöhung
für undiskutabel. Auf der Mainzer Generalverſammlung ſei
dieſer Standpunkt ungeteilt vertreten worden. Von ſeiten
des Vorſtandes wird die Anſicht vertreten, daß die diesbezüg-
lichen Anträge unter allen Umſtänden abzulehnen ſeien, weil
dieſer Unterſtützungszweig mit der gewerkſchaftlichen Organi-
ſation nichts zu ſchaffen habe. Außerdem empfiehlt ſich die Ab-
lehnung dieſer Kaſſe ſchon aus rein praktiſchen Gründen. Man
habe mit einer Zahl von GauWitwenkaſſen böſe Erfahrungen
zemacht. Die Beiträge müßten erhöht werden und die Unterſibungen beſchnitten. Es erſcheint jedoch unthunlich, den Mit-

liedern zu einer neuerlichen und dazu nicht geringen Beitrags-
Erhöhung zu verhelfen. Es ſei an der Zeit, mit dieſem Plane
endlich gründlich aufzuräumen.

Unter den hierher gehörigen Anträgen befindet ſich ein ſolcher
aus Kaſſel, welcher die Schaffung einer rechneriſchen Grundlage
ſeitens des Vorſtandes durch Umfrage bei den bereits beſtehen-
den Gau, Bezirks oder OrtsWitwen und Waiſenkaſſen fordert,
um dieſe Kaſſe auf der nächſten Generalverſammlung ins Leben
zu rufen. Aehnliche Anträge ſind eingegangen aus Hamburg,
Stuttgart, Halle a. S. 2c. Es wird nach Schluß der Debatte
ein Antrag angenommen, wonach der Vorſtand ſtatiſtiſche Er-
hebungen zu veranlaſſen hat, die der nächſten Generalverſamm-
lung als Unterlage zur Beſchlußfaſſung darüber dienen ſollen,
ob eine Witwen- und Waiſenkaſſe errichtet werden ſoll.

Danach wird die Frage beſprochen, ob es opportun ſei, jene
Korrektoren als Mitglieder zuzulaſſen, die nicht gelernte Buch-
drucker ſind. Jn der Debatte ſind die Meinungen ſehr geteilt.
Schließlich wird feſtgeſtellt, daß die Zulaſſung unter der Voraus
bedingung ſtatthaft ſei, daß Zentral- und Gauvorſtände dagegen
nichts einzuwenden haben.

Weiter werden einige Aenderungen beſchloſſen, die das neue
Bürgerliche Geſetzbuch nötig machte. Ueber einen Antrag betr.
Aufhebung der Jnſtitution der Gauvorſteher ging die General-
verſammlung zur Tagesordnung über, ebenſo darüber, daß be-
ſoldete Beamte des Verbandes als Delegierte an der General-
verſammlung nicht teilnehmen dürfen. Jn Zukunft dürfen nur
je 400 Mitglieder einen Delegierten entſenden. Reſte von unter
200 Mitgliedern bleiben unvertreten. Bezüglich der Anlegung
von Geldern hat der Vorſtand beantragt, daß die Anlegung
von Kapitalien und verfügbaren Geldern in mündelſicheren
Papieren und erſten Hyptheken zu erfolgen habe. Bei dieſer
Gelegenheit wird darauf hingewieſen, daß man bezüglich der
Hergabe von Geldern für den Bau von Gewerkſchaftshäuſern
angeſichts der graſſierenden Manie, in jeder Stadt derartige
Häuſer zu bauen, außerordentlich vorſichtig ſein möge. Der
Antrag wird angenommen. Bei einer Auflöſung des Verbandes
beſchließt die Generalverſammlung über die Verwendung des
Verbandsvermögens. Letzteres geſchieht auch, wenn der Ver-
band geſchloſſen wird.

Damit iſt die Statutenberatung erledigt und man tritt in
die Beratung über die Beſchlüſſe des Vorſtandes über die
zu gewährenden Unterſtützungen“ ein. Auch hierzu liegen eine
große Zahl Abänderungsvorſchläge vor, von denen die meiſten
auf eine Erhöhung der Unterſtützungsſätze hinauslaufen. Der
Vorſtand ſpricht ſich gegen alle dieſe Anträge aus, weil
momentan die allgemeine Lage dies nicht angängig erſcheinen
laſſe. Es wird eine Fülle von Uebergriffen einzelner Mit-
glieder, mitunter recht draſtiſcher Art, zur Kenntnis der General
verſammlung gebracht, aus denen erſichtlich, daß ſich eine ſchärfere
Faſſung des Unterſtützungs-Regulativs ſehr wohl empfiehlt, um
ſolcher Ausbeutung wirkungsvoll begegnen zu können. Der
Vorſtand empfiehlt Ablehnung aller auf dieſe Materie bezug-
habenden Anträge und Ueberweiſung derſelben an den Vor-
ſtand als Material. Bezüglich der Jnvaliden Unterſtützung
trifft in einzelnen Fällen das Gleiche zu, was von den andern
Kaſſenzweigen geſagt worden.

Jn der Diskuſſion über die hierher gehörigen Anträge wird
der Wunſch ausgedrückt, daß man wenigſtens das Sterbegeld
erhöhen möge, um die Hinterbliebenen über die nächſte Zeit
hinwegzuhelfen. Die erfolgte Erhöhung der Reiſeunterſtützung
ſei in Anbetracht der damals bevorſtehenden Lohnbewegung
ein ſehr guter Griff geweſen, der außerordentlich viel zur glatten
Abwicklung derſelben Jene habe. Bezüglich eines Anu-trages gut Unterſtützung zum Militär eingezogener Mitglieder

wird die Anſicht vertreten, daß es doch wohl nicht Aufgabe
einer Gewerkſchaft ſein könne, ſolcherart gewiſſermaßen den
Militarismus zu unterſtützen. Die Sorge für die Unterſtützung

der Angehörigen der zu Uebungen eingezogenen Mitglieder
müſſe dem Staat überlaſſen bleiben. Die Generalverſammlung
gehe über alle Anträge, die eine Belaſtung der Vereins-
kaſſe bedeuten, den Uebergang zur Tagesordnung.

Bezüglich der internationalen Regelung der ReiſeUnter-
ſtützung wird ſeitens des Vorſitzenden des öſtreichiſchen Buch
druckerVerbandes konſtatiert, daß ſein Verband dieſelbe Karenz-
zeit e Wyſet hat, wie der deutſche. Bezüglich der Schweiz
wird konſtatiert, daß dort die Jarcpet noch 13 Wochen be
trage gegenüber 6 in Deutſchland und Oeſtreich. Jn Däne-mark ſt gar eine Karenzzeit von 26 Wochen feſtgeſetzt. Es wird

darauf hingewieſen, daß unter ſolchen Umſtänden eine Gegen
ſeitigkeit keinerlei h Wert habe. Ein neues Moment
wird durch den Antrag berührt, für frühere Mitglieder, welche
wieder in den Verband eintreten, eine höhere einzu
führen. Derſelbe bezweckt, der Fluktuation im Verbande ent-
gegenzuwirken und gelangt zur Annahme. Damit iſt der Punkt
„Reiſeunterſtützung“ erledigt und nach einigen geſchäftlichen
Mitteilungen wird die Sitzung kurz vor 4 Uhr geſchloſſen.

l. München, Mittwoch, den 25. Juni 1902.n

Heute ſteht zunächſt die Orts-ünterſtützung ur Beratung.Es wird darauf aufmerkſam gemacht, daß Echöhungen dieſes

13. Jahrg.

Unterſtützungszweiges ſchon um deswillen ſehr vorſichtig näher
getreten werden dürfe, weil nur zu leicht die Arbeitgeber in
gewiſſen Fällen davon einen noch größeren Nutzen haben können,
als die Gehilfen ſelbſt. Unter dieſer Kategorie von Anträgen
befinden ſich auch einige des Vorſtandes, die ſamt und ſonders
eine Verſchärfung der Kontrolle bezw. eine Erſchwerung der
Bezugsbedingungen zum Ziele haben. Einer dieſer Anträge
handelt von der Arbeitsloſen Unterſtützung ſolcher Mitglieder,
die vom Auslande zureiſen und hier die Unterſtützungskaſſe in
Anſpruch nehmen, um dann wieder nach dem Auslande in Ar-
beit zu gehen.

Dworacek-Wien erläutert die Handhabung des öſtreichiſchen
Verbandes, die ſich als eine ſehr liberole darſtellt. Bezügli
des ſtrittigen Punktes wird nach kurzer Debatte ein Mittelweg
gefunden, wonach dem Wunſche nach einer ſchärferen Kontrolle
Rechnung getragen wird, ohne die Rechte der Mitglieder und
das Gegenſeitigkeitsverhältnis zu alterieren.

Ein anderer Vorſtandsantrag handelt von der Gemaßregelten-
Unterſtützung. Der Vorſitzende Döblin konſtatiert, daß bei
dieſem Unterſtützungszweige hänfig bitteres Unrecht paſſiere. Es
komme vor, daß bei der geringſten Gelegenheit dieſe nur ganz
ausnahmsweiſe zu gewährende Unterſtützung in Anſpruch ge-
nommen und auch ausgezahlt werde. Rexhäuſer glaubt, daß
das Solidaritätsgefühl nicht genügend entwickelt ſei. Man
halte mitunter das Eintreten für die Verbandsforderungen, das
Eintreten für den Tarif e. nicht für die ganz ſelbſtverſtändliche
Pflicht als Gewerkſchaftler, ſondern frage ſich vielmehr erſt:
Was bekomme ich dafür? Das ſei ein Zuſtand, den der 8.2
in ſeiner jetzigen Auslegung, wie ihn die Vorſtandsbeſchlüſſe
feſtgelegt, weſentlich mitverſchuldet habe. Die Quantität der
Mitglieder ſei außerordentlich gewachſen, man ſolle aber auch
dafür ſorgen, daß die Qualität nicht etwa zu wünſchen übrig
laſſe. Dem Vorſtande müſſen in dieſer Hinſicht größere Rechte
eingeräumt und vor allem dafür geſorgt werden, daß bei allen
Differenzen zunächſt unweigerlich der Jnſtanzenweg genau ein-
gehalten werde, da ſonſt die Verſchwommenheit immer größer
werde. Ein anderer Redner vertritt die Anſicht, daß der gegen-
wärtige Zuſtand beibehalten werden ſolle, da in einer großen
Zahl von Maßregelungsfällen die Maßregelung klar auf der
Hand liege. Döblin giebt zu bedenken, daß ſofort die Gemüt-
lichkeit aufhört, wenn man als Funktionär nicht jede Dummheit
mitmacht. Er habe bei Einbringung des Vorſchlages nicht auf
die Annahme desſelben ſeitens der Generalverſammlung gehofft,
es war aber unbedingt eine Ausſprache erforderlich. Dem
Zentralvorſtande wird danach die Zuſtimmungsbefugnis in den
Fällen der Gemaßregelten- Unterſtützung eingeräumt. Dieſe
wird auch bezahlt, ſobald in Arbeit ſtehende Mitglieder eine
Woche mindeſtens ausſetzen müſſen, um Entlaſſungen zu ver
u Einige weitere Abänderungen bieten geringeres Jn
tereſſe.

Bezüglich der Umzugskoſten wird eine in praxi vom Ver-
bandsvorſtande bereits geübte Skala angenommen, welche die
Sätze nach der Mitgliedſchaftsdauer und der Kilom eterEnt-
fernung regelt; im Höchſtfalle darf die Unterſtützung 100 Mk. nicht
überſteigen.

Auch betreffs der Unterſtützung an vorübergehend Arbeits
unfähige werden eine Reihe einſchränkender Beſtimmungen vor
geſchlagen. Demuth Hamburg wendet ſich gegen die Tendenz,
die Unterſtützungsberechtigten in der vorgeſchlagenen Weiſe
gewiſſermaßen abzuſchieben. Döblin vertritt die Anſicht, daß
es ſich bei dem in Rede ſtehenden Vorſtandsantrage, nach welchem
Mitglieder, die innerhalb 3 Jahren zuſammen 90 Wochen Unter
ſtützung für Arbeitsunfähige erhalten haben, als ausgeſteuert
zu gelten haben, lediglich um die Beſeitigung von Auswüchſen
handelt, die ſich in der Praxis ſehr unliebſam bemerkbar machen.
Der Antrag wird abgelehnt. Angenommen wird dagegen ein
anderer Vorſtandsantrag, nach welchem die feſtgeſetzten Ord-
nungsſtrafen infolge Ueberſchreitung der Kontrollvorſchriften
der Beſtätigung des Verbandsvorſtandes unterliegen.

Bei der Beratung über die Unterſtützung an dauernd Arbeits
unfähige (Invaliden) bringt Heismann Flensburg zwei
Fälle zur Sprache, welche erweiſen, daß eine andere Faſſung
bezw. eine ergänzende Einſchaltung des Reglements notwendig
iſt. Redner konſtatiert, daß früher, ſo lange der Sitz des Ver
bandes in Stuttgart geweſen, in dieſer Hinſicht mehr den that-
ſächlichen Verhältniſſen und der Praxis Rechnung getragenwurde. Erſt ſeitdem der Sitz des Verbandes in Berlin iſt,
wird ſo rigoros verfahren, daß ſich eine Einſchaltung notwendig
erweiſe. Auch andere Diskuſſionsredner bringen Beweismaterial
für die Nützlichkeit einer Einſchaltung bei. Nach einer noch-
maligen Formulierung derſelben wird ſie mit großer Majorität
angenommen. Die weiteren Aenderungen bieten minderes
Jntereſſe. Morgen ſteht die Beſprechung über den Correſpon
dent zur Debatte.

Leipziger Lank-Prozeß.
Jm weiteren Verlauf der Verhandlungen am Dienstag

wird ein anderer Sachverſtändiger, Bankdirektor Herrmann,
vernommen. Derſelbe ſteht auf dem Standpunkt, daß die Bank
Ende 1898 die Grenzen des erlaubten Geſchäfts über-
ſchritten habe. Die Bank, die in die Hände r Schwind
ler geraten war, hätte aber wohl noch ihren guten Namen retten
können. Als Zeuge wird dann der Kaufmann Dr. Emil
Joſeph Auſpitzer, kaiſerl. Rat aus Wien, befragt. Er war
im Jahre 1888 Sekretär des niederöſtreichiſchen Gewerbever-
eins, wurde Generalſekretär der bosniſchen Holzverwertungs-
Geſellſchaft, kam im November 1898 mit Schmidt zuſammen
und wurde nach Kaſſel berufen, um zu organiſieren. Er fun-
gierte vom November 1900 bis zum Februar 1901 als Syndi-
kus, um Vorſchläge zu der geplanten Fuſion ſämtlicher Tochter
geſellſchaften der Trebertrocknung auszuarbeiten. Dieſe Ver
ſchmelzung, ſagt Redner, ſei eine kommerzielle und adminiſtra-
tive Notwendigkeit geweſen, und es wäre mit ihrer Hilfe ohne
den Zuſammenbruch der Leipziger Bank vieles zu erhalten ge
weſen. Schmidt habe vieles verſchleiert, aber felſenfeſt ver
traut, das ihm die r gelingen werde. Zeuge, der der
außerordentlichen Generalverſammlung vom 7. November 18099
in Kaſſel beigewohnt hat, erklärt, es ſei ein großer Fehler ge
weſen, hier und anderweitig immer zu ſagen, daß man das
Bergmannſche Patent noch nicht verwandt habe, während es
e überall n habe. Schmidt habe als Kaufmann
und Menſch einen beſonders vertrauenerweckenden Eindruck gemacht, ſei aber techniſch ſeiner Aufgabe nicht entfernt wehen

geweſen. Die Urſache, daß die an ſich geſunde Jdee
a ungeheure Summen verſchlungen habe edie koſtſpielige Verwaltung und umfangreiche techniſche Umge
ſtaltung 2c. geweſen.
„Jn den Verhandlungen am Mittwoch bemerkt Erner be

Kglich eines am Schluſſe der Verhandlung verleſenen
riefes von Exner an Schmidt, in welchem es heißt, „es iſtuns ganngen, eine geradezu glänzende Bilanz au zuſtellen

auf Befragen des Vorſitzenden, der Leiter einer Aktiengeſellſchaft
müſſe bemüht ſein, der Bilanz ein möglichſt angenehmes Aus-
ſehen zu verleihen es dürfe dabei allerdings die legale Bahn
nicht verlaſſen werden.

er

und Wölker im Jahre 1895 je 8409 M., 1896 je 12

Es kommt ſodann die Tantieme des Aufſichtsrateszur Sprache. Es bezogen Dodel, Mayer, Schröder, t

1697 je 15832 M., 1808 je 20501 M., i6h0 je 23 167 M.
je 16898. M., Voerſter im Jahre 1900 12 209 und Wilkens



10082 M. Schröder an ß die ar
u rats eine enorme nur inBank ſelbſt, ſondern auch außerhalb, um al ee audort über alles oxientieren zu können. Der Aufſichtsrat habe

übrigens an die Direktion die Aufforderung, aber erfolglos,
wiederholt ergehen laſſen, eine Aufſtellung über die Engagements der Trebergeſellſchaft zu geben. Die Direktion habe
immer Ausflüchte gehar Dem wurde entgegnet, daß dem
Aufſichtsrat doch in den Sitzungen h de Kenntn
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von
dem Obligo bei der Trebergeſellſchaft verſchafft wurde.

Nach der P ittagepa e wird als Zeuge Buchhalter Premg-
ler vernommen, der über die Transaktionen mit Memel ausſagt. Der Vorſitzende kommt dann auf das Februar Protokoll
vom Jahre 18099 in dem Geſchäftsbericht für 1898 zurück, wobei
auch der Bau des neuen Bankgebäudes zur Sprache kommt
das ſich jetzt im Beſitze der Deutſchen Bank befindet. Demna
ſind 1898 14 Millionen Mark Reſerve, 1 Million Mark Spezial-
eher 800 000 Mk. Neubaureſerve und 100 000 Mk. Mobiliar-
reſerve vorhanden. Jm Bericht wird der Verbindung mit der
n eingehend Erwähnung gethan. Erner ſagtaus Wir ſahen in dem Stande der Trebergeſellſchaft keine Ge
fährdung und konnten daher Tantieme verteilen. Gentzſch habe
egen den Bericht kein juriſtiſches Bedenken gehabt. Dodele aus, der Aufſichtsrat war von der r der
reberunternehmung überzeugt, und auch die übrigen Mitglieder

deſſelben hätten kein Bedenken gehabt, Dividenden und Tantiemen
zu verteilen. Sachverſtändiger Bankdirektor Herrmann meint,
man habe die Beteiligung mit größeren Geſchäften, wenn auch
ohne Namennennung, erwähnen müſſen; für den Aufſichtsrat
mußte aber die ganze Aufſtellung des Berichts ganz beruhigendwirken. Die Direktion habe es aber interlaſſen, alle auf ſie
einwirkenden Mahnungen dem Aufſichtsrat zu unterbreiten.
Zeuge Buchhalter Premsler ſagt aus, daß r ihm beiſchluß des Sekretariats-Kontos mitgeteilt habe, daß alle dieſe

Konten als gedeckt anzuſehen ſeien. Fortſetzung Donnerstag.
m Verlaufe der Verhandlungen am Donnerstag kamen

verſchiedene Unregelmäßigkeiten der Buchführung zu Tage, die
nach Angabe der Sachverſtändigen den Zweck hatten, die Bi-

im beſten Lichte erſcheinen zu laſſen. t beſchließt, die Sachverſtändigen Sieskind, Schlüter, Plauth
und Daltrop zu vereidigen.

Der Generaldirektor Schmidt von der Kaſſeler Treber-
trocknungsgeſellſchaft wird in den erſten Tagen nächſter Woche
als Zeuge nach Leipzig überführt werden.

Fortſetzung der Verhandlungen am Freitag

Der Sanden-Prozeß.
Nach Eröffnung der Sitzung am Donnerstag (der 22.) ſprechen

ſich zunächſt die Bau Sachverſtändigen Regierungs Baumeiſter
Malachowski und vereidigter Kreistaxator Zoche über den
Wert des Grundſtücks Brüderſtraße 5/6 aus. ſterer hat im
Dezember 1899 im Auftrage der Deutſchen Grundſchuldbank
eine Taxe angefertigt, welche das Grundſtück auf 2024800 M.
bewertete. Er erläutert dies dahin, daß er bei ſeiner Taxe
nicht nur den ziffermäßigen Wert, ſondern auch den Speku-
lationswert des Grundſtücks in Betracht gezogen habe. Damals
habe man ſich noch auf der Höhe der wirtſchaftlichen Entwickelung
befunden, und die Umgeſtaltung des Schloßplatzes durch Nieder
reißung von Häuſern hatte damals als Projekt eine gewiſſe
Konſiſtenz angenommen, und ein ſolches Projekt mußte auf den
Wert des für die Bebauung ſehr günſtig gelegenen Grundſtücks
einwirken. Der Sachverſtändige Zoche hat am 10. Juli 1901
eine Taxe aufgenommen. Er erklärt, daß ſeine Aufgabe nicht
geweſen ſei, eine Zukunftstare aufzunehmen, ſondern eine Taxe
des Wertes, welchen das Grundſtück an jenem Tage in Wirk-
lichkeit hatte. Er hat nur einen Wert von 733065 M. heraus-
gerechnet. Die Taxe des letzteren wird von den Verteidigern
energiſch bekämpft.

Geh. Rat Hecht bemerkt, die Hypothekenbanken müßten den
Spekulationswert völlig ausſchließen; für ſie komme nur der
ſofort z Verkaufswert in Betracht und ein ſolcher ſei
in der Brüderſtraße nach effektiven r nicht feſtzu
ſtellen, da Hausverkäufe dort ſo gut wie nicht ſtattfinden. An
eklagter Eduard Sanden behauptet, daß vor der Beleihung
es Grundſtücks Berechnungen ſtattgefunden hätten, die ſich mit

den Anſichten des Sachverſtändigen Malachowski ungefähr deck-
ten. Zeuge Hofrat Linde aus Pruſgris kennt den Angeklag-
ten Heinrich Schmidt ſeit 1884 und giebt ihm das Zeugnis eines
ſorgſamen, rechtſchaffenen und ehrlichen Menſchen. Es folgt
ſodann eine längere Darlegung des Zeugen Jaenicke, Pro-
kuriſt der Firma Anhalt Wagner Nachf., über die Art, wie
die Firma aus ihren Verpflichtungen durch Verträge mit den
Banken c. herausgekommen iſt. Unter Vorführung eines un-

Zahlen Materials ſucht Zeuge darzulegen, welche
Schwierigkeiten der Firma von den in Vertragsverhandlungen

Banken gemacht worden ſind und daß Anhalt
Wagner im ſtande geweſen wären, ihre Gläubiger, falls die

Kataſtrophe nicht eingetreten wäre, voll zu befriedigen. Bücher-
reviſor Huſchke giebt eine Darſtellung der von ihm in Ver-
u mit Bücherreviſor Kruſe aus den Büchern gemachten
Feſtſtellungen bezüglich des Luiſentheaters. Sie gipfeln darin,
daß 1898 ein effektiver Betriebsverluſt von 127 000 Mark ent-
ſtanden iſt. Freitag Fortſetzung der Verhandlung.

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 27. Jnui.

Jm Sozialdemokratiſchen Verein
ſprach geſtern abend in einer nur ſchwach beſuchten Verſamm-
lung Genoſſe Swienthy trotz ſeines noch immer leidenden
Zuſtandes über: Die bairiſche Wahlreform und die
Stellung der ſozialdemokratiſchen Landtags-
fraktion. Unſeren Leſern iſt aus früheren Mitteilungen be-
kannt, daß die Genoſſen im bairiſchen Landtage einer Reſolution
auf Aenderung des bairiſchen Landtags-Wahlrechtes einſtimmig
im Verein mit ſämtlichen bürgerlichen Parteien zugeſtimmt
haben, daß ſie deshalb vom Genoſſen Bebel, Parvus u. a.
ſcharf angegriffen worden ſind, und daß dieſe Angelegenheit
auf dem kürzlich in Ludwigshafen abgehaltenen bairiſchen
Parteitage eingehend erörtert wurde. Hiervon ausgehend
ſkizzierte Genoſſe Swienty in ſeinem Referat kurz das be-
ſtehende Wahlrecht in Baiern und führte dann aus, welche
Verbeſſerungen und Verſchlechterungen eine Wahlrechtsänderung
im Sinne der bekannten Reſolution zur Folge haben würde.
Als eine Verbeſſerung von hoher, grundſätzlicher Bedeutung be
zeichnete er die Umwandlung des bisher indirekten Wahlrechts
in das direkte. Als Verſchlechterung ſei aber die Aenderung
des Alters von 21 auf 25 Jahre, die Beſtimmung über die
einjährige Staatsangehörigkeit, die Steuerpflicht zu betrachten.
Jn Bezug auf die Wahlkreisänderung kann ſich Genoſſe
Swienty nicht auf den ſchroff verurteilenden Standpunkt
Bebels ſtellen.

Des weiteren pre Referent aus, daß die Wahlrechtsfrage
als eine Frage rein taktiſcher Natur zu betrachten ſei. Das
Verhalten der bairiſchen Landtagsfraktion ſei ein Beiſpiel da-
für, wohin der heutige Opportunismus in der Partei führe.
Um eines winzigen Erfolges willen würden die prinzipiellen
Forderungen des Programms außer acht gelaſſen. aß diebairiſchen Landtagsabgeordneten ſich bezüglich ihres Verhaltens

in der Wahlrechtsfrage nicht ſicher fühlten, beweiſe die gereizte
Sprache Vollmars in r Aus den dortigen Aus-
führungen Vollmars und Müllers gehe hervor, daß unſere
bairiſchen Genoſſen im Landtage „praktiſche Politik treiben,
keine „Reden zum Fenſter hinaus halten“ wollen. Aus den

fen gegen die Zuchthausvorlage z. B. aber habe man
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welchen agitatoriſchen Wertunſerer görävuten Vertreter haben können. Der

praktiſchen Arbeit unſerer Genoſſen in den Parlamenten ſei ſchon
durch die ökonomiſchen Thatſachen, unter deren Drucke die
bürgerlichen Parteien handeln, eine Grenze gezogen. So habendenn auch die bairiſchen Abgeordneten ſich durch ihre Zuſtim-

mung zur Reſolution im Zeitpunkte vergriffen, ſie haben ſich
die Möglichkeit einer durchgreifenden Einwirkung auf die z
ür die Wahlrechtsbewegung aus den Händen entfallen laſſen.

ber auch in den übrigen Staaten des Reiches werde den Ge
noſſen bei einem Kampfe um die h durch
das Verhalten der bairiſchen e manche Schwierigkeit
gen Jn Baiern ſeien aber ſchon die bürgerlichen Par
teien ſtutzig geworden, weil in Ludwigshafen die Reſolution
als für die Sozialdemokratie äußerſt günſtig eſchildert wordenſei. Es könne wohl angenommen werden, daß die Regierungs

vorlage reaktionär und nicht im Sinne der Reſolution aus-
fallen werde. Dies würde aber nur auf das Verhalten unſerer
bairiſchen Genoſſen im Lande zurückzuführen ſein. Dieſelben
würden dann hoffentlich eine Lehre daraus ziehen, ihre Fehler
verbeſſern und die Wertloſigkeit einer rein opportuniſtiſchen
Politik begreifen. Jn dieſem Sinne werde dieſe erſte Konkurs-
erklärung der neuopportuniſtiſchen Politik immerhin vorteilhaft
wirken.

Jn der darauf folgenden lebhaften Diskuſſion ſuchte zunächſt
Genoſſe Haunſtein als Baier das Vorgehen ſeiner Lands-
leute zu erklären, indem er auf die Mängel des zur Zeit be
ſtehenden Wahlrechtes hinwies. Zu einer milden Auffaſſung
neigte auch Gen. Ebeling. Eine Reihe von Genoſſen dagegen
ſprachen vom radikalen Standpunkt aus eine ſcharfe Verurtei-
lung der bairiſchen Landtagsfraktion ſowie der ſogenannten
opportuniſtſchen Politik im allgemeinen aus. Jn dieſem Sinne
äußerten ſich die Genoſſen Albrecht. Raue, Pfeiffer.
Reiwand, Angermann und Kähne. Jm Laufe der De-
batte wurde auch die Frage der Beteiligung an den bevor-
ſtehenden preußiſchen Landtagswahlen berührt, wobei Genoſſe
Swienty bemerkte, daß da ein Abkommen mit den bürger-
lichen Parteien unter Beachtung der Mainzer Reſolution nicht
zu vermeiden ſein werde, was aber noch lange nicht mit einer
Aufgabe unſres Prinzipes und unſrer programmatiſchen Forde-
rungen gleichbedeutend ſei. Von anderen Genoſſen wurde dieſer
Gedanke lebhaft zurückgewieſen.

Der zweite Punkt der Tagesordnung: Kommunale Angelegen-heiten, wurde, da die Zeit wo ſehr vorgeſchritten war, wegen

ſeiner Wichtigkeit für eine ſpätere Verſammlung vorbehalten.
Jm Verſchiedenen wurde zunächſt vom Vorſtande mitgeteilt,

daß ein Antrag des Genoſſen Thiele auf Neuorganiſation des
Vereins vom Vorſtande abgelehnt worden ſei. Nur in Bezug
auf den Landkreis ſolle eine Reorganiſation vorgenommen wer-
den. Die Verſammlung erklärte ſich mit dem Vorgehen des
Vorſtandes einverſtanden. Weiter wurde vom Gen. Swienty
der Vorſchlag gemacht, daß in der nächſten Verſammlung ein
Vortrag gehalten werde über die wirtſchaftlichen, ſozialen und
politiſchen Folgen des Friedensſchluſſes in Südafrika. Da-
gegen ſprachen die Genoſſen Pfeiffer und Krüger, die der
Anſicht waren, daß es nicht Aufgabe des Vereins ſei, „in
hoher Politik zu machen“. Erſterer wünſchte einen Vortrag
über die allgemeine wirtſchaftliche Lage, letzterer über das Ver-
hältnis zwiſchen Partei und Gewerkſchaft. Jedoch wurde vonder Verſannlnm der Vorſchlag des Genoſſen Swienty an-

genommen und Genoſſe Däumig als Referent für den Vor-
trag beſtimmt. Gegen 12 Uhr erfolgte Schluß der Ver-
ſammlung.

Zum Mauerſtreik.
Am 25. Juni hielten die Maurer in der Moritzburg eine

öffentliche Verſammlung ab, welche ſich mit den Lohnabzügen
durch die Bauunternehmer beſchäftigtigte. Es wurde bekannt
gegeben, daß die Unternehmer Hammer und Raigrotzki, welche
in voriger Woche den alten Lohn wieder zahlten, ihr Wort
zurückgezogen und das Verlangen geſtellt haben, daß die Maurer
einen Revers unterſchreiben ſollten in welchem die Erklärung
abgegeben wird daß ſie für 48 Pf. arbeiten wollen. Die dort
beſchäftigten Kollegen legten auf Grund der Reduzierung zum
zweitenmale die Arbeit nieder, und es iſt von neuem über die
betreffenden Bauten die Sperre verhängt worden. Daß ſich die
Unternehmer in einer Notlage befinden beweiſt ja der Umſtand,
daß ununterbrochen durch Annoncen tüchtige Maurer und Putzer
geſucht werden. Sehr charakteriſtiſch iſt das Thun und Treiben
des Otto Büchel, welcher von Wohnung zu Wohnung geht und
verſucht, Kollegen zu beeinfluſſen, die bei ſeinem Bruder arbeiten
ſollen hauptſächlich hat er es auf Putzer abgeſehen; bis jetzt
hat er aber wenig Erfolg gehabt. Als treue Diener der Unter-
nehmer ſcheinen jetzt die Arbeitgeber, welche Mitglieder des
Arbeitgeberbundes ſind, handeln zu wollen, da ſie den Kollegen,
welche um Arbeit nachfragen, mitteilen, ſie ſollten erſt 814
Tage bei Büchel arbeiten, während dieſer Zeit wäre ihre Arbeit
ſo weit. Auf der einen Seite haben dieſe Leute das Beſtreben,
die Unternehmer zu vertilgen und auf der anderen Seite, ſobald
es um Knebelung und Unterdrückung der Arbeiter ſich handelt,
ſind ſie die beſten Freunde. Der Kollege Bömelburg brachte
denn auch eine Blütenleſe über das Unternehmergebaren im
allgemeinen in Deutſchland. Dieſelben brachen bei der beſtehen
den Kriſis ihr Wort und nahmen Lohnreduzierungen vor; am
Schluſſe ſeiner Worte betonte derſelbe, überall, wo das Gebaren
der Unternehmer zu Tage tritt und wo Lohnreduzierungen vor
ſich gehen ſoll und muß mit aller Schärfe dahin gearbeitet
werden, denſelben einen Damm entgegenzuſetzen. Jm weiteren
wurde den Kollegen bekannt gegeben, daß am 1. Juni eine
Polizei- Verordnung betreffs der Arbeiterfürſorge auf Bauten c.
herausgegeben, und mit dieſem Tage in Kraft getreten iſt. Die
Kollegen ſollen umgehend den Vorſtand davon in Kenntnis ſetzen,
wo den Beſtimmungen nicht Folge geleiſtet wird, um eine Be
ſchwerde führen zu können, denn der Monat iſt vorbei und eine
Kontrolle iſt zum größten Teil ſeitens der Behörde nicht vor
genommen, um dieſe Mißſtände, welche gerade am meiſten bei
den Bauunternehmern beſtehen, zu beſeitigen. Mit einem Appell
an die Anweſenden, treu und feſt zuſammenzuhalten, ſchloß der

Vorſitzende die Verſammlung. d.
Hinterliſt und Feigheit

ſind faſt ſtets Begleiter. Das zeigt ſich auch
bei denen, die ſeit langer Zeit Verwirrung in den Allgemeinen
Konſumverein en tragen befliſſen ſind. Jn einem geſtern
abend in der Saalezeitung erſchienenen Eingeſandt, das gleich
ſeinen Vorgängern mit irgend einer erdichteten Chiffre untereichnet iſt, ſtellen ſich die denn auf einmal als die harmloſe

nſchuld vom Lande vor. Sie wollen nicht die Verwaltung ſtür-
en, nicht andere Redner von vornherein niederbrüllen, nicht einen

aſſenaustritt inſzenieren, ſie wollen nur mit ſachlichen Gründen
das Projekt auf Errichtung der Bäckerei und des Zentral-
lagers bekämpfen. Als ob das jemals irgend wem verwehrt
worden wäre! Als ob es nicht vielmehr ſelbſtverſtändliche
Pflicht jedes Mitgliedes wäre, ſeine Bedenken gegen einen Vor

s er e zum Ausdruck zu bringen!nud als ob es nicht ferner elbſtverſtändlich wäre das ieder

die Parlaments der nicht von der
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wird, gegen
Wenn es ſich um weiter n handelte, als um ſachliche

Oppoſition gegen die vorgelegten Projekte, dann würde kein
wüſter Streit über die Angelegenheit haben entſtehen können;dann würde t und ne Voreingenommenheit das Für
und Wider geprüft und in aller Gemütlichkeit die Entſcheidundurch Abſtimmung Fragen die Minderheit hätte ſich ne

alter demokratiſcher Regel dem Beſchluſſe der Mehrheit zu
fügen, und die Sache wäre damit abgemacht, ohne daß Haßn Erbitterung in die Reihen der Mitglieder getragen worden

Wie manchmal ſind ſchon Vvorſ läge der Verwaltung

Das iſt das gute Recht der Generalver-
erade wir würden uns aufs entſchiedenſte
ieſes unantaſtbaren Rechts der Mitglieder

wäre.
abgelehnt worden!
ſammlungen, undjeder Schnälerung

widerſetzen.

Aber handelt es ſich denn im vorliegenden Falle darum
Haben die endloſen Eingeſandts in der bürgerlichen Preſſe auch
nur im mindeſten ſachliche und rechneriſche Gründe gegen das
Projekt vorgebracht Hat man ſich je mit einem Worte be-
müht, wenigſtens die ehrliche Abſicht der Verwaltung an-
zuerkennen Jſt die Verwaltung nicht vielmehr hingeſtellt und
den weniger unterrichteten Mitgliedern geſchildert worden, als
eine Bande von Spitzbuben und Betrügern, die darauf hinaus-
geht, den Verein zu ruinieren Und iſt dafür auch nur der
allermindeſte Beweis erbracht worden Warum begnügt man
ſich nicht damit, das Projekt, wenn man ſeine Ausführung
nicht für vorteilhaft hält, einfach abzulehnen Warum will
man die Verwaltung ſtürzen, die Gegner, ohne ſie anzuhören,
niederbrüllen, den Verein zu ſprengen ſuchen? Warum krebſt
man mit den 60 Mk. Koſten des Vortrages der Frau Steinbach
umher, als ob dadurch dem Verein ein Vermögen verloren ge-
gangen wäre Will man ſich auf jener Seite nicht gefälligſt
der Thatſache erinnern, daß durch ungeſchickte Dispoſitionen
unter dem früheren Geſchäftsführer nicht 60, nicht 600, ſondern
Tauſende von Mark dem Verein verloren gegangen ſind, ohne
daß einer der Herren nur ein Wort dagegen geſagt hätte

Man braucht ſich alle dieſe Fragen, deren Reihe noch beliebig
verlängert werden könnte, nur zu beantworten, um hinter die
wahren Abſichten und die wahren Beweggründe der Herren
zu kommen, die ſich jetzt als die Unſchuld vom Lande präſen-
tieren möchten. Sie haben Oppoſition gemacht gegen das
neue Statut, obwohl auch ſie zugeben müſſen, daß das alte
einfach nicht mehr zu gebrauchen iſt, weil der Verein zu groß
geworden iſt. Und wohlgemerkt: Sie haben nicht etwa bloß
diejenigen Beſtimmungen des neuen Entwurfs abgelehnt, die
ihnen nicht behagten, ſondern den geſamten Entwurf. Daraus
ergiebt ſich, daß es ihnen nicht um die Sache zu thun war,
ſondern ſie wollen eben der Verwaltung das weitere Wirken
unmöglig machen. Ebenſo iſt es jetzt. Die Herren beſchränken
ſich nicht auf ihr Recht, die Bauprojekte der Verwaltung abzu
lehnen, ſondern ſie wollten die Verwaltung zu Grunde
richten. Jn ihrem blinden und unreinen Fanatismus überſehen
ſie, daß ſie nach Lage der Sache damit den Verein ſelbſt
zerſprengen würden, wenn ihnen das Vorhaben gelänge. Dieſes
wüſte und grundloſe Diskreditieren der Vereinsleitung in der
arbeiterfeindlichen Preſſe, dieſes Toben umſonſt und nichts
muß ja viele Mitglieder kopfſcheu machen und ſie mit Miß
trauen gegen die Verwaltung erfüllen.

Dieſer Zuſtand kann ſo nicht weiter gehen. Entweder ſteht
die Mehrzahl der Mitglieder auf dem Standpunkte jene Herren,
gut dann mag in ihre Hände die Leitung des Vereins gelegt werden oder aber der Mehrheit des Vereins iſt endlich

das wüſte Verhalten jener zuwider geworden, dann
muß ihrem Treiben ein Ende gemacht werden. Und ſelbſt
ſolche Mitglieder, die ſich für die Bauprojekte nicht erwärmenkönnen, werden genau zu unterſcheiden e zwiſchen ſachlicher
Oppoſition und den gerſprengangbverſe en, die von jener

Seite ausgehen.
Wir haben nie ein Hehl daraus gemacht, daß wir den Bau

der eigenen Bäckerei und des Zentrallagers für vorteilhaft, ja
für notwendig halten. Wir nehmen es aber niemandem übel,
wenn er anderer Meinung iſt. Doch nicht mehr um dieſe
Frage dreht ſich in erſter Linie jetzt der Streit, ſondern darum,
ob der Verein unter der Radauluſt eines Klüngels auch in
Zukunft leiden und in ſeiner Entwicklung geſchädigt werden
ſoll. Das iſt jetzt die Frage, und zu ihr würde der Verein
unzweideutig Stellung zu nehmen haben.

Für unſere Gewerberichter.
Eine Entſcheidung von r Wichtigkeit wurde vom

Gewerbegericht in Frankfurt a. M. gefällt. Der Schreiner-
ehilfe Steiding, der beim Schiffsbauer Leux gegen einen

ochenlohn von 21 M. beſchäftigt war, war kontraktbrüchig
eworden und hatte die Arbeit ohne Kündigung verlaſſen.
uf Grund der Fabrikordnung ſuchte ſich ſein Arbeitgeberſchadlos zu halten, indem er den letzten Wochenlohn äinbehielt

Steiding klagte und erſt inſofern ein obſiegendes Urteil,
als das Gericht, ohne in die materielle Prüfung des Falles
einzutreten, entſchied: der eingehaltene Wochenlohn iſt auszu
ahlen. Das Gericht ſtützte ſich in ſeiner Begründung auf
en S 394 des Bürgerlichen Geſetzbuches, der ein ſolches Ver

fahren verbietet und ſchloß ſich damit der Auffaſſung namhafter
Juriſten an. Der ſofort erhobenen Gegenklage aber wurde
ſtattgegeben und Steidin Zahlung von 21 M. Schaden-
erſatz verurteilt, da die nde für ein kündigungsloſes Ver
laſſen der Arbeit in dieſem Falle nicht vorhanden waren. Der
Arbeiter iſt er eine Lohneinhaltungiſt indes nicht mehr zuläſ i S Je Halle urteilt man
inſofern anders, als man dem Unternehmer in dieſem Falle
die Aufrechnung geſtattet.

Haftpflicht der Vereine nach dem Bürgerlichen
Geſetzbuch.

Bei den Ausflügen von Vereinen und Geſellſchaften gehört
es nicht zu den Seltenheiten, daß die Teilnehmer entweder gar
nicht oder doch in bedeutend geringerer Anzahl in dem jeweiligen
Ausflugsorte bezw. Vergnügungslokale eintreffen, als vorher
angemeldet worden iſt. Da nun die betreffenden Wirte hier
durch großen Schaden haben können, iſt eine hierauf bezügliche
Oberlandesgerichts Entſcheidung von allgemeinem Jntereſſe.
Jn dem Lokale eines Ausflugsortes waren 600 Perſonen eines
Vereins vorher angemeldet worden und der Wirt hatte ent
ſprechende Vorbereitungen für die Bewirtung getroffen. Statt
600 erſchienen aber nur 134 Perſonen. Auf die Klage des
Wirtes hin iſt der betr. Vereinsvorſitzende als der Beſteller
der Bewirtung zur Schadenerſatzleiſtung verurteilt worden.

Ein recht peinlicher Vorfall ſpielte ſich geſtern nach
mittag in der Nähe der Brücke ab, die vom er
dem Gute Gimritz führt. Unter den zahlreichen Spazier
et befand ſich mit ihren An Mucgen eine 74 jährige

akobſtraße 15 wohnende Frau. lötzlich wurde dieſelbe von

r 7 v jedenfalls von 437 eoffen u mer u
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weigerte er ſich, dieſelbe auf

Menge von Paſſanten an der Unglücksſtelle.vom Weinberg Reſtaurant aus et
der Krankenwagen verlangt. erſelbe war auch ſehr ſchnezur Stelle, aber jetzt geſchah etwas gez Unglaubliches.
Lis der Wagenführer die am Boden liegende Frau erblickte,

einen Wagen zu
nehmen, dieſelbe ſei ſchon tot und müſſe mit einem Wagen
der Pietät befördert werden. 77 des Schmerzes der An

ehörigen und trotz der Entrüſtungskundgebungen der Umſtehen-en fuhr der Krankenwagen davon. Vom Gute Gimritz aus

wurde dann ein Wagen der Pietät requiriert, der dann endlich
die Leiche aufnahm und in die Stadt beförderte.

Jſt das Verhalten des Krankenwagen-Führers auf eigene
n re ſo hat er eine geradezu beiſpielloſe

artherzigkeit an den Tag gelegt, hat er aber nach erteilten
Jnſtruktionen gehandelt, ſo kann das bureaukratiſche Vorgehen
der in Frage kommenden a nicht genug verurteilt
werden. Sind die „Kompetenzbedenken“ ſchon derart tief in
alle Klaſſen der ſtädtiſchen Verwaltungsbeamten eingefreſſen,
daß auch in en wie der vorliegende, nur nach Schema P
gehandelt werden darf Eine de über den Vorfall
von zuſtändiger Seite iſt dringend erforderlich.Der Fackelzug der Studenten, der am Dienstag abend

zu Ehren des „Nationalheros“ S wurde, geſtaltete ſich
u einer lärmenden und theatraliſchen Kundgebung, wie ſie
eute im Lande der Dichter und Denker ſo ſehr beliebt ſind.

Wie wir über Bismarck und ſeine Gewaltpolitik denken, iſt
ſchon zur Genüge von uns ausgeführt worden. Auch über das
ſtudentiſche Schaugepräge ſei kein Wort verloren. Der
Patriotismus der meiſten Muſenſöhne wird ja doch nur durch
die Kräftezufuhr aus den Taſchen ihrer Herren Väter erhalten,
ihre nationale Begeiſterung wird ſich auch einmal durch eine
gute Anſtellung im Staatsdienſte rentieren. Der Freiheitsſinn
der vormärzlichen deutſchen Studenten iſt einem er Phraſen
heldentum gewichen. Aber auf einen Punkt ſei doch hinge-
wieſen: Die bürgerlichen Blätter führen bei der Bericht
erſtattung über den „impoſanten Verlauf“ des Fofel uges
darüber Klage, „daß zahlreiche junge Burſchen, die ſogen.
„Lattcher“, mit lautem Pfeifen vor dem r e hergingen.
Ein ſolches Unweſen, ein ſolches öffentliches Auftreten der
Roheit, das unſerer Stadt nicht zur Ehre gereicht, könnte ſicher
durch energiſche Maßregeln verhindert werden.“

Wir ſind die letzten, die das Treiben der Hurrakanaille gut
eißen. Wer trägt aber die Schuld an der Roheit der niederen

Klaſſen Die ugeno wird heute in der Volksſchule, deren
Verbeſſerung ſich die beſitzenden Klaſſen mit allen Kräften
widerſetzen, mit Hauſe Phraſen großgefüttert. Kein
Wunder, wenn ſich ſpäter dieſer künſtlich gezüchtete Patriotis-
mus bei 427 ſich bietenden Gelegenheit in Rüpeleien Luft
macht. Vergebens haben wir aber in den Blättern
nach einer Klage über die Roheit der Muſenſöhne geſucht, die
nach dem Fackelzuge in ihren Kneipen ihre Begeiſterung gehörig
begoſſen hatten und dann auf ihrem nächtlichen „Wackelzuge
in den Straßen großen Spektakel vollführten. Darüber wird
natürlich kein Wort verloren. Für uns bleibt aber Roheit
Rohheit, mag ſie nun vom gebildeten oder ungebildeten „Jan-hagel“ Jusgeführt werden. d Bezug auf Bildungsrüpeleieien

vergleiche man auch die Reichsnotiz Heidelberg in der
heutigen Nummer.Die Ausgabe der ſteriliſierten Kindermilch wird nach
einer Bekanntmachung des Magiſtrats am 1. Juli im Bezirke
des erſten Polizeireviers beginnen. Vom 24. Juni ab ſind die
Milchmarken in der Löwen, der Engel und der eke
owie im Kontor der Halleſchen Molkerei zu erhalten. Der

agiſtrat erklärt ausdrücklich, daß die Einrichtung nicht eine
Form der Armenunterſtützung darſtellt.

Den Tod durch Ertrinken fand in der mit Waſſer ge
füllten Schwemmgrube des Gutes Trothaerſtraße 40 der zwei
ährige Sohn des Eiſendrehers Golla. Das Kind iſt jedenfallsben Spielen in die Schwemmgrube gefallen.

Aufgehoben wurde geſtern vom Reichsgericht auf die
Reviſion des Angeklagten das Urteil das re
r vom 29. April, durch welches der Schmied Richard

öhler wegen Meineides verurteilt worden ſt Die Auf-
hebung erfolgte, weil eine Zeugenausſage teilweiſe unbeeidetgeblieben iſt.

Zeitz. Der Buchdruckereibeſitzer Winkler, deſſen Verhaftung
wir vorgeſtern mitteilten, iſt wieder aus der Haft entlaſſen
worden.

Eisleben. Sittenbilder aus dem Landeder Reichs
treuen. Wenn man den Zeitungsſchreibern, die im Mans-
feldiſchen auf höheren Befehl die öffentliche Meinung fabrizieren,
lauben ſollte, ſo müßte man die unter dem r Eine der reichstreuen Berg und Hüttenarbeiter-Vereine ſtehende
evölkerung in Bezug auf Tugendhaftigkeit für eine geradezu

ideale halten. Sirtlichkeit, Frömmigkeit, Familienſinn und wer
weiß, was fonſt noch für Tugenden müßten nach den Schilde-
rungen der im Solde der Mansfelder Machthaber ſtehenden
Zeitungsmenſchen in jenen el gugen Gefilden wachſen, blühenund gedeihen Aber ſchon ein Blick in die Mansfelder Blätter

enügt, um zu erſehen, wie traurig es in Wirklichkeit mit demLlturellen iveau der Mansfelder Bergleute beſtellt iſt. Als
Beweis dafür ſeien einige Beiſpiele aus der letzten Nummer
der in Eisleben und Hettſtedt erſcheinenden Weltblätter
mitgeteilt:

8s leben. Der Bergmaten Robert L., der von ſeiner Ehe
rau getrennt lebt, verſetzte dieſer geſtern abend in der Graben-
traße einen ſo wuchtigen Stoß ins Genick, daß das Kind, das

au L. trug, in Gefahr geriet, in die Böſe Sieben zu ſtürzen.
rner ſtieß der angenehme Vater mit den Füßen nach ſeinem

inde. Die empörende Handlungsweiſe des L. hatte viele
Menſchen hervorgezogen, Da er weiter lärmte, wurde er ab
eführt. Jm Polizei- Gefängnis betrug L. ſich ſo ungeberdig,
aß er angeſchloſſen werden mußte.

elbra. Nach häuslichen Streitigkeiten und voraufgegangener
ſhandtnm ſeiner Ehefran hat ſich der Bergmann ErnſtWeber ſeit Sonnabend abend von ſeiner Familie entfernt und

iſt bisher noch nicht wieder zurückgekommen. Auch hat Weber
alles Geld mitgenommen und ſeine Familie in großer Not zu-
rückgelaſſen. Die Bergleute Maul, Liebelt und Heinrich,
welche am Sonnabend be 14. t z rn i
brechen an der unverehelichten Voigt au ndo anha ſind verhaftet a nach Halle gebracht worden. Vebelt
und Heinrich ſind verheiratet.

Ein in 92 eborn wohnhafter Bergmann wollte in der
Nacht vom Montag e Dienstag, als er vom Wirtshaus nach
Hauſe kam, ſeinen Hauswirt und deſſen Familie mit einem zu
dieſem Zwecke gekauften Beile a weil zwiſchen ſeiner

der Frau ſeines Hauswirts Zwiſtigkeiten entf waren.r dazukommende Perſonen wurde der Wüterich von ſeinem

orhaben abgelenkt. Die Sache iſt zur o gebracht.

Das ſind nimer der anfelder Blätter. Jeden Tag könnte man eine derartige traurige
lütenleſe aus denſelben bringen. Jn welchen Abgrund von

her Verrohung und Verwahrloſung laſſen dieſelben blicken,
über den die patriotiſchen und chriſtlichen Phraſen der Mans-
felder tat gen nicht hinwogtänſchen können.

je ſollte es aber bei einer Bevölkerung anders ſein, die in
der Jugend eine mangelhafte Erziehung in Schulen, die unter

a erre wen a n die h e ſſteacäheon der kapitaliſtiſchen Ausbeutung anheim ir un n und v neten We
modernen Arbeiterbewegung ferngehakten wird.

Wann wird in den Köpfen der Mansfelder Bergleute has
Bewußtſein ihrer unwürdigen Lage aufdämmern

ittenbilder aus nur einer

in der

Kkeine Drovinzial- Nachrichten.
Auf dem Wege nach Morl wurde auf eine Frau aus Groitſch

von einem unbekannt gebliebenen Manne ein Sittlichkeitsver-
brechen verſucht. Die Ankunſt einer anderen Frau trieb den
Mann aber in die Flucht. Eingebrochen wurde zum zweiten-
male in dieſem Jahre bei dem Gaſtwirt Galle in Bitter
feld. Dem Diebe fielen in der Ladenkaſſe ungefähr 100 Mark
in die Hände.

Stadtverordnetenſihung in Delitzſch.
r. Der Abſchluß der Kämmerei- Rechnung für das Jahr 1901

ergab einen Ueberſchuß von 27 400 Mk. bei 6000 Mk. Reſt-Aus-
gaben von 1900.

Zur Freilegung der Neuen Straße ſoll Terrain im Preiſe
von 4 bis 5 Mk. pro Quadratmeter erworben werden. Stadtv.
Menzel und Münzer empfehlen die Annahme dieſes An-
trages, müſſen ſich aber wundern, daß die Beſitzer einen der-
artigen Preis fordern, da dieſelben einen Teil dieſes Terrains,
den alten Graben, geradezu auf der Straße gefunden hätten.
Jm übrigen ſei eine ſolche Preisſteigerung des Grund undBodens nicht im Jntereſſe der Mieter, die doch die Mehraus-
aben beim Straßenbau durch erhöhte Mietspreiſe zu tragenätten. Auch dürſten derartige r nicht durch Anleihen
W aus laufenden Mitteln gedeckt werden. Eine nochmalige
erhandlung mit den en wäre angebracht. Der Magi-

ſtrat zweifelt an deren Erfolg. Der Antrag wird ange-
nommen.

An der Promenade ſoll Terrain im Preiſe vom 1.50 Mk. pro
Quadratmeter zu Vorgärten verkauft werden. Die betreffen-
den on heßtee ſind reiche Leute, und ein derartiger Antrag
iſt ſchon früher einmal abgelehnt worden. Stadtv. Bieder-
mann und Münzer ziehen Vergleiche zwiſchen dem Preiſe
und demjenigen, den die Stadt zahlen muß. Denn wenn auch
die Promenade ein ſchöneres Ausſehen bekäme, die Hausbeſitzer
hätten doch nur allein den Genuß der Vorgärten. Der Antrag
wird abgelehnt.

Für die vor einiger Zeit geſchaffene „fliegende“ Klaſſe in der
Knabenſchule ſoll ein Klaſſenzimmer eingerichtet werden. Stadtv.
Biedermann und Menzel erſuchen dringend, die Sache zu
beſchleunigen. Unter den rigen Verhältniſſen wäre es nicht
möglich, den Unterricht richtig durchzuführen. Wenn es ſich um
eine andere Schule gehandelt hätte, wäre vielleicht ſchon eher
Abhilfe geſchaffen worden. Für Volksſchulzwecke ſei die Sozial
demokratie immer zu haben, weil eine gute Schulbildung das
einzige ſei, was ein Arbeiter ſeinen Kindern mitgeben könne.
Man weiſe ja ſonſt mit Stolz darauf hin, daß der Schulmeiſter
die Schlacht bei Sadowa gewonnen habe. Vom Magiſtrat
wird darauf erwidert, daß ihn kein Vorwurf treffe. Derartige
Arbeiten könnten nur in den großen Ferien ausgeführt werden.
Der Antrag wird angenommen.

Zur Aenderung des Ortsſtatuts betr. Straßenausbau
wird von Stadtv. Biedermann und Münzer Antrag auf
2. Leſung geſtellt, mit dem Wunſche, daß in Zukunft derartige
Anträge in ihrem genauen Wortlaut dem Kollegium hektogra
phiert ſollen zugeſtellt werden. Dieſe Sache ſei mit Schwierig
keiten verknüpft, und um ſich vor Schaden zu bewahren, müſſe
man das Material genau prüfen können. Vom Magiſtrat wird
dies zugeſagt. Der Antrag auf zweite Leſung wird ange-
nommen.

Beim Antrag Beitrag zur Kleinkinder Bewahranſtalt
in Höhe von 500 Mark bemerkt Stadtv. Münzer, daß man
dem Antrag zuſtimmen müſſe, da die Stadt jetzt nicht in derLage ſei, eine ſelbſtändige Anſtalt zu bauen. (Anm.: Die Kinder
bewahranſtalt iſt ein Teil des Bürgerhoſpitals, wo die Kinder
ſr 15 Pf. pro Tag Wartung und Verpflegung haben.) Weiter
rägt Münzer an, wie es mit der Schaffung der Hoſpital

kommiſſion tet ob dieſelbe aus Kompetenzgründen nicht vor-
wärts käme. Magiſtrat ſagt die baldige Erledigung der Frage
zu. Der Antrag wird angenommen.

Ankauf der Stadtmühle. Nachdem der Ankauf des Stau-
rechts ſeiner Zeit abgelehnt war, hatte der Magiſtrat bei der
Zuckerfabrik angefragt, zu welchem Preiſe ſie die geſamte Mühle
mit allen Rechten und Liegenſchaften ohne jeden Vorbehalt ver
kaufen wolle. Die Fabrik hat darauf der Stadt die Mühle im
Preiſe von 35000 Mk. angeboten, trogdem ſie ihr 50700 Mk. gekoſtet habe. Die Summe ſoll aus den Sparka en-leberſchüſſen

entnommen werden. Man hat ausgerechnet, daß man durch
den Ankauf der Mühle 15000 Mk. bei der Kanaliſation ſparen
werde; auch könne man 10000 Mk. aus Bauſtellen löſen. Durch
prtans es kleinen Stadtgrabens würde noch mehr Terrain
reigelegt werden. Stadtv. Biedermann und Menzel

treten für den Ankauf ein. Wenn auch der Preis ihnen noch
hoch genug ſo müſſe man berückſichtigen, daß man hier
die Fehler unſerer Vorfahren büßen müſſe, die erſt die Mühle
verkauft hätten. Der Antrag wird einſtimmig angenommen.

Das Schulgeld für die Realſchule wird um 10 Mk. jähr-
lich erhöht. Jn der nichtöffentlichen Sitzung wird gegen vier
Stimmen beſchloſſen, einem Beamten, der ſein 25 e Dienſt
her feiert, ein Geſchenk in Höhe von 300 Mark zu über
reichen.

Solizeiliches und Gerichtliches.
8 Ein uſeratenauftrag hat dem ver-antwortlichen Redakteur der Oberfränkiſchen Volkszeitung, Ge

noſſen Goßler in Hof, zu einer Strafe von 40 M. event. acht
Tagen Gefängnis Einer Warenhausfirma fiel es
eines Tages ein, das Blatt mit dem Auftrage zu beehren, zwei
Zagat. um Preiſe von je 3 M. aufzunehmen, die nach demarif ſammen 30 M. (alſo das Zehnfache) gekoſtet hätten.

Der noble Auftrag wurde hegten und Goßler kritiſierte
in einer Redaktionsnotiz das Anſinnen.

Barteinachrichteu.
Aus der Parteiprefſſe. Der Chefredakteur unſres Er

u rr Parteiblattes, Max Grunwald, iſt von der Re
aktion des Blattes zurückgetreten; an ſeiner Stelle übernimmt

Bruno Sommer aus Dresden die Leitung des Blattes.

Gewerkſchaſtliches.
Der Verband der Stock und Schirmarbeiter hat durch

S mit u n 46 Stimmen (der Verband r224 ſtimmberechtigte itglieder) den Uebertritt in den
deutſchen Holzarbeiter-Verband beſchloſſen. Die Stock-
und Schirmarbeiter bilden nunmehr eine Branche in dieſem
de g'e gleich den anderen durch eine Branchenkommiſſion
vertreten iſt.

Ein Nachtwächterſtreik. Jn Hamburg ſind die Angeſtell-ten der Wacht- und Schließ Micceſt 28 Mann durch
eine Kommiſſion wegen Verbeſſerm ihrer Lohn und Arbeits
verhältniſſe vorſtellig geworden. Die Angeſtellten müſſen abends
9 Uhr zur Stelle ſein und ihr Dienſt erſtreckt ſich auf die
Zeit von 10 Uhr abends bis 5 Uhr morgens, beträgt alſo insgeſamt faſt acht Stunden. Dafür erhalten ſie pro Monat nur
70 M. Jhre, Forderung ging dahin, das Monatsgehalt auf
90 M. zu erhöhen, d. h. pro Nacht 3 M. zu zahlen, alle vierhn Tage einen freien Sonntag v gewähren und die wöchent-
iche Lohnzahlung n rforen ieſe Forderung wurde abge

lehnt und die Kommiſſion wurde entlaſſen.
19 Angeſtellte die Arbeit eingeſtellt.

Kuskland.

Dänemark. J r e ihielt vom 19. bis 22. Juni ſeinen Verbandstag in Kopenhagen
ab. Es waren 189 Delegierte von 97 Abteilungen erſchienen,
die 22729 Mitglieder repräſentierten. Der Verband hat in den
letzten zwei Jahren trotz der allgemeinen Geſchäftsflaue um

arauf haben

genommen. be ige Enteng dieſer Srkanſatſonen hat ſelbſt bei en der

däniſchen Gewerkſchaftsbewegung Erſtaunen erregt. Wie der
Verbandsvorſitzende Folkethingsabgeordneter Lyngſie ausführte,
iſt für ca. 20000 der Mitglieder bereits eine Erhöhung der
Löhne und Verkürzung der Arbeitszeit erzielt worden. Auch
in den letzten beiden Jahren wurden in verſchiedenen Fächern
nennenswerte Erfolge errungen 4349 Mitglieder mußten da-
für in dafür in den Streik treten. Als Verbandsvorſitzender
Welt Folkethingsabgeordneter Lyngſie einſtimmig wieder-
gewählt.

Gerichtsſaal.

Strafkammer.
Halle, 26. Juni.

Beſtrafte Schwatzhaftigkeit. Der Sattlermeiſter Wilhelm
März klagte gegen die Tochter des Zigarrenarbeiters Fried-
rich Klepzig aus Delitzſch wegen Peleidigang Fräulein
K. war vom Schöffengericht in Delitzſch zu 200 Mark Geld-
ſtrafe ev. 40 Tagen Gefängnis verurteilt worden, weil es eine
nicht erweislich wahre Behauptung aufgeſtellt und Fräulein M.
durch üble Nachrede beleidigt haben ſollte. Frl. K. iſt eines
Tages in einen Laden gegangen und hatte in Beziehung auf
Frl. M. eine im Volksmunde gebräuchliche Redensart gethan
und dazu bemerkt: „Na, da werden ſchon kleine Kinderkleider
angefertigt. Frl. M. fühlte ſich in ihrer weiblichen Ehre ge-kränkt. und get K. hatte vor dem Schöffengericht verſucht,
den Wahrheitsbeweis zu erbringen, der aber vollſtändig miß-
lungen war. Die Nachreben waren pollſtändig unbegründet
und die Verurteilte hatte bei der Strafkammer nur wegen der

der Strafe Berufung eingelegt. Der Verteidiger der
eklagten hatte geltend gemacht, daß der Vater der Beleidig-

ten nicht berechtigt geweſen ſei, für ſeine über 18 Jahre alte
Tochter ſelbſtändig Strafantrag zu ſtellen die Beleidigte hätte
ſelbſt Strafantrag ſtellen müſſen. Das Gericht war aber
anderer Fern und berückſichtigte auch die Einwendungen
der Beklagten, ſie be die Redereien erſt durch andere er-
fahren habe, nicht. Die Berufung wurde verworfen mit dem

inweiſe, daß die Beklagte die Ehre eines unbeſcholtenen
ädchens grundlos gekränkt habe.

Schöffengericht.
Gegen das Patentgeſetz ſollte ſich der Fabrikant Felix

Krockert vergangen haben, indem er Blechplakate mit der Be-
zeichnung D. R. P. verſandte, ehe ihm das Patent, daß er an
2 hatte, vom Patentamt zugeſtellt worden war und noch

inſprüche geſchwebt haben. Die Sache wurde vertagt, um erſt
Auskunft vom PatentAnwalt Sack in Leipzig einzufordern.

Wegen Gefangenenbefreiung und Widerſtandes war die
27 jährige Proſtituierte Minna Koch von Trotha angeklagt. Sie
ſaß am 21. Mai mit einem Zuhältecr, der wegen einer kleinen
Strafe von Poliziſten feſtgenommen werden ſollte, in einer
Wirtſchaft. Als die Poliziſten zugreifen wollten legte ſie ſich
ins Mittel, wodurch es dem Zuhälter gelang, auszureißen. Die
Angeklagte wurde zu 2 Wochen Gefängnis verurteilt.
Hohe Strafe erhielt der Fleiſcherlehrling Otto Birke von

hier, der am 26. Februar einem anderen Fleiſcherlehrling einen
ſogenannten Fleiſchergürtel mit Jnhalt, etwa 10 Mark wert,
W men hatte. Das Gericht erkannte auf eine Woche

efängnis.
Wegen Beleidigung wurde der Arbeiter Albert Werner

g. einer kleinen Geldſtrafe verurteilt, weil er am 5. April einem
Poliziſten u der Straße die Worte zugerufen hatte: „Sie ſind
mir gerade der rechte Kerl“. Der Poliziſt meinte, mehrere
„beſſere Herrn“ hätten ihm in Beziehung auf das Treiben des
Angeklagten zugerufen, es ſei nicht nett, wie ſich der Mann be
nehme.

Aus dem VReiche.
Berlin. Jn der Poſenerſtraße 18 verübte geſterp vormittag

der arbeitsſcheue Schlächter Schitter auf ſeine Geliebte, die
26 jährige Kellnerin Kienaſt, einen Mordverſuch, weil dieſe
ihm kein Geld geben wollte. Nach einem Streite feuerte er
drei Schüſſe auf ſie ab, von welchen g. d nur leicht,trafen. Schitter jagte ſich darauf eine Kugel in den Kopf und
brach tot zuſammen.

Durch eine frevelhafte Revolverſpielerei den
Tod eines Kindes verſchuldet hat der in Boxhagen Rummels
burg wohnhafte Töpfer Guſtav Maynhardt. beſitzt am Box
hagenerweg neben dem Pachtland des Arbeiters Häcker aus
r ein Stück Ackerland, das er ſelbſt bewirtſchaftet.

itwoch nachmittag ſpielten mehrere Kinder benachbarter Lauben
beſitzer, darunter auch der ſiebenjährige Sohn Willy ſeines
Pachtnachbarn Häcker, auf ſeinem Grundſtück. Als Maynhardt,
der in einiger Entfernung arbeitete, bemerkte, daß die Kinder einem
mit Mohrrüben beſäten Stück Ackerland zu nahe kamen, er
einen Revolver aus der Taſche und drohte den Kleinen, daß er
ſofort ſchießen werde wenn ſie nicht von ſeinem Grundſtück
ger Entſetzt liefen die Kleinen davon aber ſchon im nächſten

ugenblick war das Unglück geſchehen. M. hatte, wie er ſagt,
nicht daran gedacht, daß der Revolver geladen war, und ohne
daß er es wollte, gingen zwei Schüſſe los. Während der erſte
ein Kind, ohne es g verletzen, ſtreifte, traf der zweite den
Rücken des kleinen Willy Häcker. Bewußtlos brach das Kind
n die Schrotkörner waren bis in die Lunge ge-

rungen. M. eilte beſtürzt herbei und brachte den Knaben, der
nur noch geringe Lebenszeichen von ſich gab, in das benachbarte
Krankenhaus am Friedrichshain. Der Zuſtand des Kindes iſt
ſehr gefährlich. Maynhardt ſtellte ſich dem zuſtändigen Polizei
revier.
„Kiel. Arbeitswillige gegen Arbeitswillige. Auf

einem Kaſernenbau ſind eine Anzahl auswärtiger Arbeitswilliger
beſchäftigt zu 55 Pfg. Stundenlohn. Als ihnen dann ein Kieler
Kumpan zugeſellt wurde, der 60 Pfg. erhielt, wurden die
Arbeitswilligen von auswärts aufſäſſig. Sie drohten mit
Arbeitsniederlegung und verlangten, daß der beſſer bezahlteStreikbrecher enilgſſen, oder daß ſie denſelben Lohn erhielten

wie dieſer. Der Unternehmer bekannte ſich zur Erfüllung der
n die für ihn die billigſte war und entließ den „teuren“

rbeitswilligen, um ſich die geſchätzte Kraft der übrigen Streik
brecher zu erhalten. So iſt alſo dem drohenden ik der
Arbeitswilligen vorgebeugt.

Feipß g. Die Hirf z chen Gewerkvereine
des K re und der Provinz e pe Thüringenshaben auf einer Konferenz in Leipzig beſchloſſen, eine eigne,
zug erſcheinende Zeitung herauszugeben, die mehr wie es
„Gewexkverein“ thut, die Politik pflegen, und per des täg-
lichen Erſcheinens auch beſſer im ſtande ſein ſoll, Angriffe auf

'die Gewerkvereine zu widerlegen. Die neue gen wird
den langſam dahinſiechenden Gewerkvereinen auch kein neues
Leben einhauchen.
Breslau. Ein dritter Jnduſtrie- und W r

Prozeß hat geſtern hier Es handelt um denFrigrre s der Reederei Vereinigter Schiffer, deren or
choſtag es vorgezogen hat, ſich eine Kugel durch den Schädel

Geſtern fand zunächſt die Vernehmung der Mit-
glieder des Aufſichtsrates z el die Entwickelung des Unter
nehmens als überaus glücklich ſchilderten und die ktoren
Schoſtag und Breslauer als e begabte und Tr

zu jagen.

Kaufmänner bezeichneten. Während der Zeuge
den von ihm vorgenommenen Reviſionen alles in ſer
Ordnung fand, S Kaufmann Sackner, r er in der
W e en vier Wochen viele Unregelmäßigkeiten
gefunden habe.

tettin. Ein Liebespaar, der 43jährige Buchdrucker GeoWilhelm und die 23 jährige Verkäuferin Fnmg Z
in der Wohnung des erſteren tot au Anber Tod Teſtrigen Tage a g hin
lebte von ſeiner Frau getrennt; weitere e

eidelberg. Einen „Studentenulk“
rps. e
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an dem auch Vrinz von Kumberland und Graf
r e gegen 12 Uhr mit Pauken und Tromben durch die lummer liegende Stadt Heidelberg. Auf

m Markiplatze machten ſie vor der Polizeiſtation Halt und
brachten dem gerade allein anweſenden Wachtmeiſter ein regel
rechtes Ständchen. Von dort bewegte ſich der nach dem
Bezirksamt, wo man unter e der Muſikkapelle ein
donnerndes Hoch auf die wohllöbliche Polizei in die Nacht
hinausſchmetterte und weiter muſizierte, bis eine ſtarke Abordnung
der heiligen Hermandad auf der Bildfläche auftauchte und die
Uebermütigen auseinandertrieb.

Wenn Arbeiter ſich ſo etwas erlaubt hätten, wär's da auch
noch ein Ulk geweſen Wir glauben's nicht. So ein kleiner
Landfriedensbruch wäre zu mindeſten dabei heraus-
gekommen.

Vermiſchtes.
Das erſte Standbild Wilhelm II. (des deutſchen, jetzt

regierenden Kaiſers, nicht des verſtorbenen preußiſchen
Königs Friedrich Wilhelm II) iſt am Mittwoch in Barmen feier-
lich enthüllt worden. Es iſt von Profeſſor Begas modelliert,
in Marmor gefertigt, und hat in der Ruhmeshalle in Barmen
Aufſtellung gefunden.

Eiſenbahn Unglück. Aus Valparaiſo wird be-
richtet, daß vorgeſtern die Brücke über den Rio Claro bei
Taica ein geſtürzt iſt, als ein Perſonenzug über
ſie hinwegfuhr. Eine große Anzahl von Perſonen
wurde getötet, andere, denen es glückte, auf das Verdeck
der n den Fluß geſtürzten Wagen zu gelangen, ſind gerettet
worden.Pulver-Exploſion. Aus Madrid wird unterm 26. Juni
emeldet: Heute früh fand im Zeltlager Carabauchel bei

adrid eine ſchreckliche Pulver-Erploſion ſtatt.
Zahlreiche Opfer befinden ſich unter den Trümmern des
Jagers, das eine Zeitlang in dichte Rauchwolken gehüllt. Die
Detonation war furchtbar und wurde in ganz Magrid gehört.
Jm unteren Teile der Stadt wurden Hunderte von Fenſter
ſcheiben zertrümmert. Weiter wird berichtet: Die Urſache
der Kataſtrophe war Zerſetzung der Sprengſtoffe infolge
furchtbarer Hitze. Jn Carabauchel ſind viele Häuſer ein-
geſtürzt. Ein Sergeant, ein Schnitter, ein Schäfer wurden
getötet neun Soldaten ſind ſchwer, 14 leicht verwundet

Dynamitattentat. Jn Muſtapha (Algier) wurde ein
Dynamitattentat gegen das Haus eines Eingeborenen verübt.
Der Beſitzer wurde getötet, ſeine Frau und das Kind ſchwer
verletzt. Der Schuldige, der verhaftet werden konnte, gab Rache
als Beweggrund zu dem Attentat an.

Auf der Automobilfahrt Paris Wien iſt Mittwoch
früh das Automobil Nr. 381 bei Jmſt in Türol über die
Straßenböſchung abgeſtürzt. Perſonen wurden wenig be-
ſchädigt, dagegen iſt der Wagen unbrauchbar geworden.
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Abfahrt der Teilnehmer an der AutomobilWettTr et (zu unterſcheiden von der Touriſten
hrt, die wie aus obiger Veldung erſichtlich, inzwiſchen bisirot e iſt) erfolgte Donnerstag früh von Champignyaus. Unter den Startenden befinden ſich Fournier, Girardot

und Réns de Knyff. Die einzelnen Wagen wurden in Zwiſchen-
räumen von 2 Minuten abgelaſſen. Gleich am Anfang ſtürzte
ein Wagen Fahrer und Chauffeur erlitten Verletzungen. Ge
rüchtweiſe verlautet, Girardot habe zwei Perſonen überfahren;
eine ſoll ſchwer verletzt ſein.

des Automobil-Wet tWird dieſer gemeingefährliche Unfu
fahrens nicht endlich verboten werden

W t ſind unter den in Jnkou (Mandſchurei)
vor 2 Wochen n n Arbeitern vorgekommen.
Die erkrankten Kulis wurden iſoliert. Von 169 Erkrankten
ſind 81 geſtorben.Zwei peſtverdächtige Fälle ſind am Mittwoch an Bord
des mit 700 Paſſagieren von Buenos Aires in Genug ange-
kommenen Dampfers „Duca de Galliera“ feſtgeſtellt worden.
Das Schiff liegt in Quarantäne

Eine irrſinnige Krankenwärterin, Jane Toppan in
Boſton, hat geradezu entſetzliches Unheil angetreten Die
Frau geſtand, 31 ihrer Patienten durch Gift umge-
bracht und zahlreiche Brände angelegt zu haben. Sie
konne ihr Treiben jahrelang fortſetzen, da ſie mit der Wirkung
der Gifte, die ſie den unglücklichen Patienten gab, wohl ver-
traut war und derart zu Werke ging, daß man die Todes-
urſache ihrer Opfer mit Sicherheit nicht feſtzuſtellen vermochte.
Ein Motiv für die Verbrechen gab Jane Toppan nicht an, ſie
war und wurde in ein Jrrenhaus gebracht.

Die VBartbinde bei den Malaien. Aus Braunſchweig
wird der Magdeburger Zeitung berichtet: Der Ruhm der Haby-
ſchen Erfindung der Bartbinde „Es iſt erreicht!“ hat eine ſchwere
Erſchütterung erfahren, denn es ſteht jetzt unumſtößlich feft, daß
die Malaien der kleinen, Sumatra vorgelagerten Jnſel Nias,
die Battaks, dieſes Toiletteſtück anfertigen und zu dem bekannten
Zwecke, nämlich den Bartſpitzen eine aufwärtsſtrebende Richtung

verwenden. Die für den gewöhnlichen Gebrauch be-
timmten Binden beſtehen aus einem Schildplattplättchen, das
über den Bart gelegt, und einer Meſſingkette, die zum Zwecke
der Befeſtigung um den Kopf gezogen wird. Ziehen die Männer
aber in den Krieg, ſo nimmt das harmloſe Toiletteſtück ab-
ſchreckende Formen an, um den Feind zu ängſtigen. Derartige
Bartbinden nebſt einer großen Anzahl anderer ethnographiſcher
Gegenſtände von der Jnſel Nias ſind jetzt dem hieſigen ſtädti-
ab Muſeum von einem Braunſchweiger, der die Sachen dort
elbſt geſammelt hat, überwieſen worden.

SFetzte Nachrichten.
London, 27. Juni. Nicht überall iſt die Einſtellung der

Krönungsfeierlichkeiten ruhig aufgenommen worden. Jn Dun-
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einer Vorſtadt Londons, fand ein
Beſchluß ſtatt. dem Mayor wurden die Fenſter

W Jn Hempel Hempſted rottete ſich die arme Bevölkerun
ei der Nachricht, das für die Feſtlichkeit beſtimmte Rindfleiſ

nebſt ſonſtigen Vorräten ſolle verkauft werden, zuſammen und
warf den Komiteemitgliedern die Fenſter ein; der Porzellanladen eines Alderman wurde vollſtändig zerſtört und erſt die
aus Nachbarorten requirierte Polizei konnte die Ordnung
wiederherſtellen. Jn Newton r der Beſchluß, daß die
Kinder den Krönungsthee nicht erhalten würden, Tumult, bis
um Mitternacht ein Ausrufer die Zurücknahme des Beſchluſſes
bekannt gab.

Orſova, 27. Juni. Jnfolge eines heftigen Sturmes auf
der Donau wurden 3 Boote mit 25 Jnſaſſen an die Jn-
ſeln von Babakai geſchleudert ſämtliche Leute ertranken.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle (Süd, Steinweg 2), den 26. Juni.

Aufgeboten Kaufmann Kuhnt und Bertha Eder (Köln
a. Rhein und Ranniſcheſtraße 7). Böttcher Heinicke und Martha
Tänzer (Dachritzſtraße 9 und Kleine en 2). Monteur
Köhler und Alwine Sander Schwetſchkeſtraße 7 u. Streiber-
ſtraße 35). Eiſendreher Hony und Marie Lange (Schwelm und
Lindenſtraße 75). Fahrſteiger Fahnert und Meta Zeiſchold
Eisleben und Bernhardyſtraße 20).

Eheſchließung: Konditor Schneider und Helene Herms-
dorf (Gießen und Bergſtraße 6).

Geboren: Briefträger Burghardt T. (Zwingerſtraße 21/22).
Lademeiſter Thomas T. (Thomaſiusſtraße 43). Diätar Krieg-
hoff S. Forſterſtraße 3). Arbeiter Seydlitz S. (Klinik). Eiſen
dreher Seidlitz T. (Große m 7). Schneider Waſe
witz T. (Leipzigerſtraße, 94). Weinküfer Regula T. (Turm-
ſtraße 3). Arbeiter Dietſch T. Glauchaerſtraße 61). Arbeiter
Haferung T. (Schloſſerſtraße 4.

Geſtorben Briefträgers Burghardt T., 1 T. (Zwinger-
ſtraße 21/22. Arbeiters Albrecht T. totgeb. Glauchaerſtraße 32.)
Maſchiniſten Winter Ehefrau, 32 J. (Merſeburgerſtraße 161).

Halle (Nord, Burgſtraße 38), 25. Juni.
Eheſchließung: Kaufmann Frieſel und Margarete Schu-

barth (Berlin und 57).Geboren: Kutſcher Böhme T. (Körnerſtraße 51). Bremſer
Schulze T. Reilſtraße 1). Kellner Bartels T. Adolfſtraße 4).
Poſtboten Höbold S. (Götheſtraße 35). Schuhmacher Mennecke
T. (Schillerſtraße 30). Verſt. Tiſchler Kerl S. Wert ſrgfe 13).
Arbeiter Vogler S (Triftſtraße 12). Verſt. Arbeiter Gillſch T.
(Triftſtraße 6).

Geſtorben Maurers Kind S., 1 J. (Advokatenweg 30).

Verant icher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.

Fchtung! holzarbeſter.
Sonnabend den 28. Juni abends S Uhr im „Weißen Roß“, Geiſtſtraße 5

öffentliche Holzarbeiter-Versammlung.
1. Wie wahrt der Staat und die Kommune die Intereſſen der

Referent: Stadtverordneter W. MHaupt-
Tagesordnung

Arbeiter und was haben wir hieraus zu lernen
Magdeburg. 2. Diskuſſion. 3. Verſchiedenes.

Es werden alle Tiſchler, Drechsler, Modelltiſchler, Korbmacher, Bürſtenmacher, Maſchinen
arbeiter u. ſ. w. von Halle und Umgegend erſucht, pünktlich in dieſer Verſammlung anweſend

zu ſein. Der Einberufer.

xhan r bu,

Tagesordnung

r. Sr. HBard. Nu
Zahlstelle Halle.Sonntag vormittags II im Reſtaurant „Engliſcher Hof,“ Großer Berlin 14

Mitglieder erſumetleezrg.
1. Die Bauſperre.

Um zahlreiches Erſcheinen der Mitglieder erſucht

9Do- Inder

Direktion Gustav Poller.
Täglich abends S Uhr:

Gr. Konzert
und Vorſtellung.

Bei günſtiger Witterungin den prächtigen, ſchattigen, all
abendlich elektriſch beleuchteten und

illuminierten Gartenanlagen
Bei ungaafet

Restaurant Delitzscherstr. 24
Sonnabend

großes HennenAuskegeln

auf dem Billard wozu freundlichſt
einladet Franz Isydorozyk.

e r. v
Für

Sommerfeste u.
Wasserfahrteniger Witterung im

un a Fran empfehle:e. a Francis,„Elfenzauber in den Lüften“. Papier-Laternen,
5 wer Wanion, Luftballons,
k tiſches G S d ih e eneneransperſiſche Reifenſpieler nebſt dem Armbrüſte,

übrigen Glanzprogramm. Stechvögel,
Anfang 8 Uhr. Ende geg. 11 Uhr. Ballfiguren,

Ring u. Figurenſcheiben,

Verband der Fabrikarbeiter und -Arbeiterinnen. d

Halle Kord.
Sonnabend den 28. Juni abends Uhr auf der „Wilhelmshöhe“

itglieder Verſammlung.
Die Verwaltung.Um zahlreiches Erſcheinen erſucht

Fahnen,
e ehigdonog Vom vereidigten ChemikBaſchieden vie en Kcthcet Arttrele z

Die Ortsverwaltung. angefertigt. Schärpen,Warum Jlluminationslämpchen,
rechsler, Zeitz. 2 m Garten u. Saaldekorationen,

Sonnabend den 28. Juni abends 8 Uhr ſt e prewiergy Feuerwerkskörper,in Steinerts Reſtaur., Weberſtr. ür Mütter, die ihre Kinder wollenZ. aufblühen ſehen, wnenthehriieh Verloſungs ArtikelSektionsverſammlung. I geworden
Zahlreiches Erſcheinen erw ter

cd-bſlo.-For. ſaſſs

V Sänmtliche Parteiſchriften l
Die Volksbuchhandlung, Geiſtſtraße 21.empfiehlt

Geübte
Mäntelnäherinnen

geſucht. Gebr. Seraau.

Frauen und M
welche das Mäntelnähen erlerne
wollen, können ſich melden bei

Gebr. Sernau.

ädchen,

Heute (Freitag) Abend
9 Uhr Vorſtands-
Sitzung wegen Ge-
ſangslehrer.

Am 2. Juli abends
8 Uhr Generalver-
ſammlung im Saale
des „Konzerthaus“.

Karl

5 Saison- Ausverkauf.
Vorgerückter Saiſon halber, ſtelle ich ſänttliche Sommerwaren zum vollſtändigen Ausverkauf.

bietet ſich den Käufern Gelegenheit, nur gute moderne
er Ausverkauf enthält folgende Artikel

Waren ſelten billig zu kaufen.

derſelbe durch ſeine unſ
Eigenſchaften u. hohen
jede Sorge um das Gedeihen der
Kinder fernhält.

Koch's Nährzwieback
regelt den Stuhlgang, verhindert
Verdauungsſtörungen.
und Packeten zu 10, 20, 30 u. 60 Pf.
zu haben in den bekannten Ver-
aufsſtellen und allen

Droguenhandlungen.

Sonnabend Kein
r Karl KBöllbergerweg 21.

in großartigſter Auswahl
zu niedrigſten Engros Preiſen.

Albin Hentze,
24 Schmeerſtraße 24.

Grüne Schoten verkauft
C. Gutezeit, Angerweg 28.

Freundl. möbl. Zimmeru. Schlafſtelle.
Mangfelderſtraße 56 II, Eing. Ankerſtr.

Anfichtspoſtkarten
in großer Auswahl zu haben in der

Volksbuchhandlung.

Weil

Jn Düten

beſſeren

en mehr,
's Xustenmittel.

Die Läger ſind noch ſehr reichhaltig ſortiert und

damen-Kleiderstoffe, dDamen-Flusen, Jacketts und Kragen von 1 Mr. an, Sonnenschirme von 25 Pf. an, Damen- Hüte

garnierte und ungarnierte von 25 Pf. an,

Fnormes Lager von Se
ſcripzgerſraße

 eS Verlag und für die Inſerate verantwortlich: Au guſt Groß. Druck der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. b. H.) Halle a. S.

von 48 f. an.
Waschstoffe von 15 Ff. an, Ferren- und Knaben-Anzüge, Knaben Waschblusen

uhwaren aller Arfen.n. Elſkean, Kaufhaus 1. Ranges

n gen 4 3 u er v e u i 4 6 7 8 men e e m e e re e e
53 v St e hS e e

es e


	Volksblatt <Halle, Saale>
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nr. 148.
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	Beilage zum Volksblatt.
	[Seite 5]
	[Seite 6]
	[Seite 7]
	[Seite 8]







